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Volen und Boltszählung 


Die bevorſtehende deutſche Volkszählung hat die Führung des polniſchen Volksſplitters 
in nicht geringe Aufregung verſetzt. Bei dieſer Volkszählung wird nämlich nicht 
nur, wie es bei den age olkszählungen der Fall war, nach der „Mutter- 
ſprache“, ſondern auch nach der Volkszugehörigkeit gefragt werden. Die 
Polenbundführung befürchtet nun, daß dieſe Frage nach der Volkszugehörigkeit der erſte 
Schritt zur Aufſtellung eines Nationalkataſters ſein wird. Der Gedanke eines 
Nationalkataſters aber iſt von ihr ſtets entſchieden abgelehnt worden. „Die Polen in 
Deutſchland können ſich mit einem Nationalkataſter nicht einverſtanden erklären“, hat es 
in der Polenbundpreſſe geheißen. Ohne auf die Frage nach den praktiſchen volkspolitiſchen 
Maßnahmen, die auf Grund einer Erfragung der Volkszugehörigkeit etwa ergriffen 
werden können, einzugehen, iſt es zweckmäßig, einmal nach den tieferen Gründen der 
zunächſt ein wenig merkwürdig anmutenden Angſt der Polenbundleute vor 
der ſtatiſtiſchen Feſtſtellüng der Volkszugehörigkeit und vor allem 
vor einem Nationalkataſter zu fragen. 

Durch die früheren deutſchen Volkszählungen iſt, wie erwähnt, nur die „Mutter⸗ 
ſprache“ feſtgeſtellt worden. Die Erfahrung aber beweiſt, daß die „Mutterſprache“ 
(namentlich in den Fällen, in denen von den Gezählken zwei „Mutterſprachen“ angegeben 
werden) kein unbedingt brauchbares Kriterium der tat ſächlichen, 
auf dem Bekenntnis des Einzelnen beruhenden Volkszugehörig⸗ 
keit iſt. Es ſei nur auf das lehrreichſte Beiſpiel dieſer Art, auf die Mafuren, ver 
wieſen; bei allen Gelegenheiten, die ihnen geboten worden ſind, bei der Volksabſtimmung 
von 1920 ebenſo wie bei den Wahlen der Folgezeit, haben ſich diejenigen Bewohner 
Maſurens, die ſich einer ſlawiſchen Mundart als Hausſprache bedienen und dieſe Mund⸗ 
art auch als ihre „Mutterſprache“ in die Zählbogen der Volkszählung eingeſetzt haben, 
vorbehaltlos zur deutſchen Kultur-, Staats- und Volksgemein⸗ 
ſchaft bekannt, und alle Verſuche der polniſchen Propaganda, in ihren Reihen 
Wurzeln zu faſſen, ſind immer wieder wirkungslos an dieſem eindeutigen und beharr⸗ 
lichen Bekenntnis zur großen geſamtdeutſchen Schickſalsgemeinſchaft geſcheitert. Von 
Seiten der polniſchen Propaganda iſt gegen die Volksabſtimmung von 1920 u. a. geltend 
gemacht worden, daß damals nicht unter der Parole: hier deutſches — dort polniſches 
Volkstum, ſondern unter der Parole: hier deutſcher Staat — dort polniſcher Staat 
abgeſtimmt worden ſei, daß die Abſtimmung alſo nur die Frage nach dem Staate, 
aber nicht nach dem Volke, dem die Bewohner anzugehören wünſchen, geſtellt worden ſei. 
Nun: Wenn das damals wirklich ſo geweſen wäre, dann hat die Bevölkerung Maſurens 
bei der nächſten Volkszählung Gelegenheit, die polniſche Propagandatheſe durch die 
Abgabe eines eindeutigen und offenen Bekenntniſſes zum deutſchen Volks- 
tum richtig zu ſtellen. 

Nun aber werden die Ergebniffe der Mutterſprachenzählung 
von polniſcher Seite dazu benutzt, um die Zahl der dem „polni⸗ 
niſchen Volkstum“ zugehörenden Bewohner Oſtdeutſchlands um 
ein Vielfaches größer erſcheinen zu laſſen, als ſie tatſächlich 
iſt. Von polniſcher Seite wird es abgelehnt, das nationale Bekenntnis als das maß: 
gebliche Kennzeichen der Volkszugehörigkeit zu bewerten. Vielmehr werden mit unver: 
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gleichlicher Großzügigkeit und Arroganz alle Perfonen, die ſich des Polniſchen, des Ober⸗ 
ſchleſiſchen, des Maſuriſchen und Kaſchubiſchen als „Mutterſprache“ oder als Hausſprache 
bedienen, darüber hinaus aber auch noch alle Perſonen, die „polniſcher Abſtammung“ 
ſind, und mitunter ſelbſt diejenigen, die einen polniſch klingenden Familiennamen tragen, 
von polniſcher Seite als dem „polniſchen Volkstum“ zugehörig in Anſpruch genommen. 
Mit dieſen „objektiven Merkmalen“ wird von der polniſchen Propaganda kräftig im 
Trüben gefiſcht. Hunderttauſende deutſcher Menſchen werden mit 
Hilfe dieſer beliebig dehnbaren und unkontrollier baren Be⸗ 
griffe von der rührigen polniſchen Propaganda für ein Volks⸗ 
kum „beſchlagnahmt“, mit deſſen geſchichtlichem Bewußtſein, 
kultureller gener und politiſchem Streben ſie nicht das 
geringſte verbindet. Nur mit Hilfe ſolcher Begriffe iſt es der polniſchen Propa- 
ganda überhaupt möglich geweſen, zu der abſurden Behauptung zu kommen, daß es im 
Deutſchen Reiche 17 oder gar 2 Millionen Polen gebe. Deutſcherſeits hat nun feſt⸗ 
eſtellt werden müſſen, daß dieſe Behauptung von polniſcher Seite nicht nur in Polen 
ſelbſt, ſondern auch im Ausland mit deutlicher politiſcher Aggreſſivität 
gegen den territorialen Beſtand des Deutſchen Reiches und mit 
der fühlbaren Tendenz, das Deutſche Reich einer „brutalen 
volksgruppenfeindlichen Haltung“ zu bezichtigen, vorgebracht 
wir d. Es find dies dieſelben Methoden, mit denen Polen ſchon in Verſailles dort, 
wo keine Volksabſtimmungen durchgeführt wurden, Erfolg gehabt hat. 

Es iſt unter Berückſichtigung dieſer Tatſachen alſo nicht mehr und nicht weniger 
als ein Akt berechtigter Notwehr, wenn es von deutſcher Seite 
bei der kommenden Volkszählung unternommen wird, die tat⸗ 
ſächliche Lage der nationalen Verhältniſſe in den öſtlichen 
Gebieten des Reiches feſtzuſtellen. Die tatſächliche Lage aber läßt ſich 
praktiſch nur durch die Frage nach der auf dem freien Bekenntnis beruhenden Volks⸗ 
zugehörigkeit der Bewohner ermitteln. Es iſt eine politiſche Notwendig⸗ 
keit, der Wirkſamkeit der mit Millionenziffern jonglierenden 
polniſchen Propaganda einen Riegel vor zuſchieben. Es iſt leicht zu 
verſtehen, daß es für die Leiter des Polenbundes keine angenehme Ausſicht iſt, von dem 
hohen Podeſt herabſteigen zu müſſen, auf dem ſie ſich in der Rolle von Sprechern von 
2 Millionen „Polen“ gerieren, und ſich mit der beſcheideneren Rolle von Leitern eines weit 
zerſtreuten Splitters polniſchen Volkstums begügen zu müſſen. Aber letzten Endes haben 
ſie und ihre propagandiſtiſchen Helfershelfer in Polen die Maßnahmen, gegen die ſie ſich 
jetzt wenden, ſelbſt provoziert. 

Es erſcheint angebracht, der Behauptung vom Vorhandenſein zweier Millionen 
„Polen“ im Deutſchen Reich eine Reihe von Tatſachen entgegenzuſtellen, die 
einen wirklichkeitsnahen Maßſtab für die zahlenmäßige Stärke 
des polniſchen Volksſplitters in Deutſchland abgeben. Der Bund 
der Polen in Deutſchland, der die Zentralorganiſation des polniſchen Volks⸗ 
ſplitters in Deutſchland darſtellt, kann etwa 25 000 Mitglieder ausweiſen. Die pol: 
niſchen Volksſchulen in Deutſchland werden von insgeſamt knapp 1 500, die 
beiden polniſchen Gymnaſien in Beuthen und Marienwerder von zuſammen 
rund 300 Schülern beſucht. An den polniſchen Sprachkurſen, die vor allem 
in Mittel⸗ und Weſtdeutſchland verbreitet ſind, nehmen nach polniſchen Angaben etwa 
4000 Jugendliche und Erwachſene teil. Von keiner der in Deutſchland erſcheinenden 
polniſchen Tageszeitungen wird eine Auflagenhöhe von mehr als 1000 
erreicht. An polniſchen Genoſſenſchaften werden im Reiche 32 gezählt. Ulf. 
Es gibt keine Tatſache, mit denen ſich die von der polniſchen Propaganda verbreiteten 
Millionenziffern auch nur im entfernteſten rechtfertigen ließen. Die Erfragung der Volks⸗ 
zugehörigkeit bei der nächſten Volkszählung wird endgültig Klarheit darüber ſchaffen, für 
wen zu ſprechen die Leiter des Bundes der Polen in Deutſchland berufen ſind und wie groß 
der Kreis der Perſonen iſt, dem das Polentum innerlich näherſteht als das Deutſchtum. 
Daß neben der Volkszugehörigkeit auch die „Mutterſprache“ wieder erfragt wird, 
verſteht ſich von ſelbſt. Obwohl die „Mutterſprache“, wie geſagt, kein brauchbares 
Kriterium der Volkszugehörigkeit iſt, bleibt es doch nützlich und intereſſant, zu erfahren, 
wie ſich in den öſtlichen Gebieten des Deutſchen Reiches der ſeit langem andauernde 
Uebergang zum alleinigen Gebrauch der deutſchen Sprache weiterentwickelt. Dr. K. 
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Das Intereſſe am Auslandspolentum 


Das Intereſſe der polniſchen Oeffentlichkeit an der Förderung der auslandspolniſchen 
Volksgruppen iſt während der letzten Jahre mit der zunehmenden Verſelbſtändigung der 
polniſchen Außenpolitik allgemein fühlbar gewachſen. Die Loſung der Ber: 
bundenheit aller Polen über die ſtaatlichen Grenzen hinweg bat 
in allen Kreiſen der polniſchen Oeffentlichkeit tiefe Wurzeln geſchlagen. Die Tätigkeit 
der Organiſationen, die ſich die Förderung des Auslandspolentums zum Ziel geſetzt haben, 
wie des Weltverbandes der Auslandspolen, der Geſellſchaft zur Unterſtützung der Polen 
im Ausland, des Fonds des polnifchen Auslandsſchulweſens uam., findet in der Preſſe 
aller Richtungen ein lebhaftes Echo. Wenn es um das Polentum im Auslande geht, 
kreten alle Meinungeverſchiedenheiten zurück und melden ſich außer den politiſchen Organi⸗ 
ſationen ebenſo die Berufsverbände und halbmilitäriſchen Formationen wie die kulturellen 
Vereinigungen und die Frauenverbände zum Wort. Die Sammlungen zugunſten des 
Auslandspolentums pflegen, gemeſſen an der Armut breiteſter Bevölkerungsſchichten, 
beachtenswerte Erfolge zu haben. Die Propaganda des Weſtverbandes und der See- und 
Kolonialliga, bei welcher, nebenbei bemerkt, die Mitgliedſchaft für Staats⸗ und Kommu⸗ 
nalbeamte obligatoriſch iſt, nimmt ſich in immer ſtärkerem Maße der Fragen der aus: 
landspolniſchen Volksgruppen an. Die Literatur über das Auslandspolentum hat ſich 
einen angeſehenen Platz in der literariſchen Produktion Polens geſichert. Und in der Arbeit 
der pellſch wiſſenſchaftichen Kampfinſtitute, des Schleſiſchen Inſtitutes in Kattowitz und 
des Baltiſchen Inſtitutes in Gdingen, gehören die volkspolitiſchen Fragen des reichs 
deutſchen Oſtens zu den meiſt behandelten Themen. 

Es wird, wie das vor kurzem ein polniſches Blatt feſtgeſtellt hat, in 
Polen ein wahrer Kult mit den Auslandspolen getrieben. 
Dabei iſt bemerkenswert, daß man die enge Verbindung zwiſchen 
den auslandspolniſchen Gruppen und den polniſchen Staats⸗ 
ſtellen keineswegs als unerlaubt, ſondern als ſelbſtverſtändlich betrachtet, was 
allein ſchon durch die Organiſation und Arbeitsmethode des Weltverbandes der 
Auslandspolen, der ſeinen Sitz in Warſchau hat, unter Beweis geſtellt wird. 
Das Entſcheidende aber iſt, daß der Inlandspole den Gedanken der 
überſtaatlichen Volksgemeinſchaft weniger mit dem Verſtande, 
als mit dem Gefühl und dem Willen erfaßt, daß er das Schickſal 
feiner Volks genoſſen im Ausland perſönlicher miterlebt und 
politiſcher bewertet, als das zumeiſt beim Deutſchen der Fall zu 
ſein pflegt. Daraus erklärt es ſich auch, daß etwa das Schickſal einer auslands⸗ 
polniſchen Schule, alfo ein an ſich vielleicht wenig bedeutſamer Einzelfall, ausreicht, um 
die polniſche Oeffentlichkeit in oft wochenlanger leidenſchaftlicher Erregung zu halten. Es 
liegt auf der Hand, daß ein ſolches ebenſo leicht erregbares wie ausdauerndes politiſches 
Temperament der polniſchen Regierung einen gewiſſen Auftrieb bei der Verfolgung volks⸗ 
politiſcher Intereſſen im Ausland zu verleihen vermag. 

Die weitaus größte unter allen auslandspolniſchen Gruppen iſt, mit angeblich 
4 Millionen Seelen, diejenige in den Vereinigten Staaten. Mit dem weitaus größten 
Intereſſe aber wird von der polniſchen Oeffentlichkeit der polniſche Volks⸗ 
ſplitter im Deutſchen Reiche bedacht. Welch übertriebene Angaben von Seiten 
der polniſchen Propaganda über die zahlenmäßige Stärke dieſes Splitters verbreitet 
werden, iſt zur Genüge bekannt. Es iſt aber zum Verſtändnis der Vorſtellungen, die ſich 
auf polniſcher Seite mit dieſer Gruppe verbinden, notwendig, daran zu erinnern, daß man 
dort, wenn man von den Polen in Deutſchland ſpricht, weniger die gegenwär⸗ 
tigen Verhältniſſe, als die zukünftigen Möglichkeiten bedenkt. 
Smogorzewſki hat in der „Gazeta Polſka“ das Polentum in Deutſchland einmal mit 
einem Jungwald, „der zu einem ſtattlichen Wald heranwachſen kann, wenn ihn nicht 
die Menſchen oder die Naturgewalten vernichten“, und das Deutſchtum in Polen mit einem 
ſehr ſtark gelichteten Hochwald verglichen, „der nur noch bei ſehr ſorgfältiger Pflege 
längere Zeit hindurch zu beſtehen vermag.“ Dieſer Vergleich iſt bezeichnend. Und er 
erklärt, da er die in Polen herrſchende Vorſtellung widergibt, den waghalſigen 
Optimismus, mit demman in Polendievolkspolitiſchen Probleme 
des reichsdeutſchen Oſtens betrachtet. Daß dieſer Optimismus keine realen 
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Grundlagen hat, darf jedoch nicht dazu verleiten, daß man auf deutſcher Seite unterläßt, ihn 
als eine politiſche Tatſache in Rechnung zu ſetzen. Man glaubt in Polen an die 
Möglichkeit einer allmählichen Polonifierung, oder, wie man ſich ausdrückt, Re pol o⸗ 
nifierung der Bevölkerung weiter Gebietsteile des reichsdeutſchen Oſtens. Man 
glaube, wie das vor kurzem im Warſchauer „ABC“ geſchehen iſt, „leichte Anzeichen 
einer Wiedergeburt des Polentums“ in dieſen Gebieten feſtſtellen zu können, obwohl die 
Theſe von deren „ethnographiſch polniſchem Charakter“ auf einer völligen Ver⸗ 
kennung der völkiſchen Subſtanz der oſtdeutſchen Bevölkerung aufgebaut 
ift. Verſtärkt wird dieſer Glaube durch die Beobachtung der bevölkerungspolitiſchen 
Entwicklungstendenzen im deutſch⸗polniſchen Grenzraum. Man ver⸗ 
gehe die für die Erhaltung des Bevölkerungsſtandes immer noch unzureichende Ge⸗ 

urtenziffer des deutſchen Volkes mit der biologiſchen Ueberlegenheit des polnifchen Volkes; 
und man verweiſt auf die immer noch anhaltende Abwanderung in die mittel⸗ und weſt⸗ 
deutſchen Gebiete, durch die der Geburtenüberſchuß aus den oſtdeutſchen Grenzgebieten 
abgeſaugt wird. Man überſieht dabei auf polniſcher Seite die Tatſache, daß die 
biologiſche Spannung zwiſchen dem deutſchen und dem polniſchen Volk, auf die man 
ſo große Hoffnungen ſetzt, infolge des Anſteigens der deutſchen und des Abſinkens der 
polniſchen Geburtenziffer erlahmt, zumal ſich die Kraft der natürlichen Bevölkerungs⸗ 
bewegung in Polen zum nicht geringen Teil auf die hohe Geburtenziffer der nicht⸗ 
polniſchen Volksgruppen Oſtpolens zurückführen läßt. 

Der Kampf um „die polniſchen (J) Gebiete, die heute unter deutſcher Herr⸗ 
ſchaft ſtehen ()“, hat es im „ABC“ kürzlich geheißen, ſei in hohem Maße ein 
bevölkerungspolitiſcher Kampf. Wenn Polen die Aufrechterhaltung ſeines bevölkerungs⸗ 
politiſchen Uebergemichtes über Deutſchland gelinge, dann könne man damit rechnen, daß 
es eines Tages möglich fein werde, „dieſes [lebergewicht aus dem Gebiet 
der Theorie auf das Gebiet der politiſchen Praxis zu übertragen.“ 
Der Gedanke an „die politiſche Praxis“ ſteht hinter allen 
Ueberlegungen, die von polniſcher Seite über die auslands⸗ 
polniſchen Volksgruppen, in erſter Linie über diejenige im 
Deutſchen Reiche angeſtellt werden. Der polniſche Volksſplitter in Deukſch⸗ 
land iſt für die polniſche Oeffentlichkeit nicht ein Gegenſtand mitleidvoller 
Betreuung, ſondern eine ausgeſprochen politiſche Frage, mit 
der ſich oft ausdrücklich, zum mindeſten aber unausgeſprochen territoriale 
Forderungen verbinden. Damit hat ſich der Kreis der Betrachtung geſchloſſen: Das 
wachſende Intereſſe der polniſchen Oeffentlichkeit an den auslandspolniſchen Fragen nimmt 
ſeinen Ausgang von dem Intereſſe an den durch Verſailles unbefriedigt gebliebenen, über⸗ 
ſpannten Gebietsforderungen der Polen. Und das wachſende Intereſſe an auslands⸗ 
polniſchen Fragen iſt es wiederum, das eine Verſtärkung und Neubelebung dieſer Ver⸗ 
ſailler Gebietsforderungen bewirkt. 


Familiennamen und Volkszugehörigkeit 


Die litauiſche Propaganda hat den offenſichtlichen Mißerfolg, den ihr im Jahre 1935 
die Wahlen zum Memellandtag gebracht haben, dem Ausland gegenüber dadurch zu ver⸗ 
tuſchen verſucht, daß ſie der Mehrheit der Abgeordneten, die auf der deutſchen Einheits⸗ 
liſte gewählt worden ſind, unter Hinweis auf ihre wirklich oder angeblich litauiſch klin⸗ 
genden Familiennamen die Zugehörigkeit zum deutſchen Volkstum beſtritten hat. In 
dieſe Kerbe hat vor einiger Zeit auch der „Baltiſche Beobachter“, das deutſch⸗ 
ſprachige von den litaulſchen Amtsſtellen ausgehaltene Propagandaorgan in Memel, 
gehauen. In einer Polemik gegen den deutſchen Abgeordneten Tennigkeit hat dieſes 
Blatt u. a. behauptet, daß 14 von den 24 Abgeordneten der Einheitsliſte „aller 
Wahrſcheinlichkeit nach litauiſchen Familien entſtammen und folglich keine deutſchen Abs 
geordneten ... fein können.“ Dieſem litauiſchen Verſuch, die Frage nach der Volks⸗ 
zugehörigkeit auf ein falſches Gleis zu ſchieben, muß dreierlei entgegengehalten werden: 
1. Es kommt nicht darauf an, was einer ſcheint, ſondern darauf, was einer iſt, d. h. nicht 
darauf, wie einer heißt, ſondern darauf, wozu ſich einer bekennt. 2. Es iſt eine geſchichtlich 
erwieſene Tatſache, daß in früherer Zeit zahlloſe deutſche Familiennamen teils mit, teils 
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ohne Zutun ihrer Träger litauifiert worden find, bald dadurch, daß ihr Name einfach ins 
Litauiſche überſetzt worden iſt, bald dadurch, daß der deutſche Name dem litauiſchen 
Sprachgebrauch durch Zufügung einer litauiſchen Endung oder ſonſtwie angepaßt worden 
iſt, oder auch dadurch, daß dem Träger eines deutſchen Namens ein ſich aus den 
Umſtänden ergebender litauiſcher Bei⸗ oder Spottname zugelegt worden iſt. 3. Wenn 
die Theſe der Litauer richtig wäre, daß der Familienname maßgebend für die Volkszuge⸗ 
hörigkeit iſt, dann müßte das litauiſche Volk auf viele ſeiner führenden Männer verzichten, 
da dieſe polniſche, ruſſiſche oder deutſche Namen tragen. 

Zum erſten Punkte iſt folgendes zu ſagen: Die litauiſche Seite muß ebenſo auf die 
Träger litauiſcher Namen, die ſich zum Deutſchtum bekennen, verzichten, wie die deutſche 
Seite gern auf Leute verzichtet, die trotz ihrer deutſchen Namen und trotz ihrer deutſchen 
Herkunft durch ihr politiſches Handeln ihre bekenntnismäßige Zugehörigkeit zum Litauer⸗ 
tum kundgetan haben. Uebrigens iſt auch von litauiſcher Seite bei anderer Gelegenheit 
nicht der Name und nicht die Abſtammung, auch nicht ſonſt irgendein „objektives Merk⸗ 
mal“, ſondern das perſönliche Bekenntnis als das allein ausſchlaggebende Element der 
Volkszugehörigkeit anerkannt worden. Es ſei in dieſem Zuſammenhang noch einmal an 
die Rede des litauiſchen Staatspräſidenten Smetona vom 5. Januar d. J. erinnert, 
in der es u. a. geheißen hat: „... Der Typ des alten Polenlitauers, den der verſtorbene 
Marſchall Pilſudſki darſtellte, welcher ſich bekanntlich rühmte, nicht polniſcher, ſondern 
litauiſcher Abſtammung zu ſein, iſt zum Ausſterben verurteilt. Heute iſt die Zeit 
gekommen, ſich fo oder fo zu entſcheiden.“ Der Staatspräſident hat 
weiter verſichert, daß Litauen „niemanden mit Gewalt zwingt, Litauer zu werden“, ſondern 
jedem die Freiheit läßt, „[elbft zu entſcheiden, was er fein will.“ Es iſt 
daher auch ganz in Ordnung, wenn ſich auch im Memelgebiet Menſchen, die einen wirklich 
oder angeblich litauiſchen Namen tragen, für das Deutſchtum entſcheiden, dem ſie ſich 
innerlich verbunden fühlen. 

Zum zweiten Punkt ſoll folgendes feſtgeſtellt werden: Auch unter den deutſchen Ab⸗ 
geordneten des Memellandtages, die vom „Baltiſchen Beobachter“ wegen ihrer litauiſch 
klingenden Familiennamen als „Litauer“ hingeſtellt werden, befinden ſich einige, deren 
urſprünglich deutſche Familiennamen offenſichtlich litauiſiert 
worden ſind. Das iſt beſonders deutlich bei dem Namen des Abgeordneten Dietſchmons, 
der aus Deutſchmann dem litauiſchen Sprachgebrauch angepaßt worden iſt. Das 
gilt auch für den Abgeordneten Tydecks, in deſſen Namen noch deutlich die urſprüng⸗ 
liche, deutſche Form Tiedke durchſcheint. Der Name des Abgeordneten Pranaitis 
geht auf die litauiſterte Form für Franz, Pranas, zurück. Weiter befinden ſich 
unter den angeblich „litauiſchen“ Abgeordneten der deutſchen Einheitsliſte mehrere, deren 
Namen ſich nicht aus der litauiſchen Sprache ableiten laſſen, ſondern offenbar auf alt⸗ 
preußiſche Wortſtämme zurückgeführt werden müſſen. So leitet ſich der 
Name des Abgeordneten Gailius vom altpreußifchen gailis ( weiß), nicht aber aus 
einem litauiſchen Wortſtamme ab. Ebenſo wird man bei der Erklärung der Namen der 
Abgeordneten Tennigkeit und Kybrancas nicht auf litauiſche, ſondern auf alt⸗ 
preußiſche Wortſtämme zurückgehen müſſen. Wie der „Baltiſche Beobachter“ ſchließlich 
einen Namen wie den des Abgeordneten Schmidt als litauiſch bezeichnen kann, muß. 
vollends unerklärlich erſcheinen. 

Zum dritten Punkt ſeien folgende Bemerkungen gemacht: Wenn man der litau⸗ 
iſchen Theſe folgen und den Familiennamen als maßgebend für die Volkszugehörikeit 
anſehen wollte, könnte man dem litauiſchen Volk einen beträchtlichen Teil ſeiner politiſch, 
kulturell und wirtſchaftlich führenden Schichten „wegoperieren.“ Aus der endloſen Reihe 
der nichtlitauiſchen Familiennamen, die überzeugte Litauer zu Trägern haben, ſollen nur 
einige wenige, aber bezeichnende Beiſpiele angeführt werden. Der ehemalige litauiſche 
Staatspräſident Stulginſkas hat früher Stulginſki geheißen. Der ehemalige 
litauiſche Miniſterpräſident Gal vanauſkas hat früher auf die polniſche Urſprungs⸗ 
form dieſes Namens gehört. Der Erwecker des litauiſchen Schrifttums Baſanovicius hat 
den polniſchen Namen Baſanowicz getragen. Der litauiſche General Adamkevicius 
hat auf ſeinen alten polniſchen Namen Adamkewicz verzichtet. Oder andere Beiſpiele, die 
die Litauiſierung deutſcher Familiennamen beweiſen: Der litauiſche Juſtizminiſter, einer der 
fanatiſchſten Deutſchenhaſſer, heißt von Hauſe aus Schilling, nennt ſich aber Silingas. 
Der Generalſtaatsanwalk beim Kauener Kriegsgericht nennt ſich Wimeris und hat 
früher, als Abkömmling einer aus dem Salzburgiſchen ſtammenden deutſchen Familie, 
Wiemer geheißen. Der litauiſche Fliegeroffizier Heidrikas verbirgt unter dieſer 
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litauiſierten Form ſeinen guten deutſchen Namen Heydrich. Ein Vorſtandsmitglied des 
Litauiſchen Aeroklubs heißt Krygeris, früher hat der Mann Krüger geheißen. Der 
ehemalige Gouverneur des Memelgebietes und jetzige Oberbürgermeiſter von Kauen hat 
ſeinen deutſchen Namen Merk in Merkys verwandelt. Den litauiſchen Kriegskomman⸗ 
danten des Memelgebietes Liormonas kann man daran erinnern, daß er eigentlich 
Lörmann heißt. Ein höherer litauiſcher Poſtbeamter in Memel hat es für zweckmäßig 
gehalten, feinem deutſchen Namen Liſt ander die litauiſche Endung „is“ anzuhängen. 
Einer feiner Kollegen hat ſich aus einem Lauter in einen Lauferis verwandelt. Auch 
der ehemalige Diktator Litauens hat urſprünglich nicht Wolde maras, ſondern 
ſchlicht und einfach Waldemar geheißen. Vor dem ſchon erwähnten Merkys hat auf dem 
Poſten eines Oberbürgermeiſters von Kauen ein Mann namens Graurogkas ge⸗ 
ſeſſen, in welchem Namen man ſehr leicht noch einen verſchandelten Graurock wieder⸗ 
erkennt. Ebenſo kann man den oberſten Veterinärarzt von Kauen Sikeris daran 
erinnern, daß der von ſeinen Eltern ererbte Name Schicker gelautet hat. Dem Miniſterial⸗ 
rat Vokietaitis in Kauen kann man die berechtigte Frage vorlegen, ob fein Name, 
der nichts anderes als „der Deutſche“ bedeutet, nicht etwa doch etwas mit der Volks⸗ 
zugehörigkeit feiner Voreltern zu fun gehabt hat. Und der Rektor der Univerfität Kauen, 
der auf den Namen Römeris hört, muß zugeben, daß das „is“ an feinem Namen eine 
ſpätere Zutat darſtellt. Daß die Leute, die ſich als die Vorkämpfer eines memelländiſchen 
Litauertums aufſpielen, gleichfalls ihre unſprünglich deutſchen Namen durch die An⸗ 
hängung fremder Endſilben getarnt haben, wie Borchert (as), Lafer (is) und 
manche andere, wirft auf die pſychologiſchen Untergründe der „litauiſchen“ Bewegung im 
deutſchen Memelgebiet ein Licht, das viel zu denken gibt. 

Dieſe Leute mit den lifauifierfen Namen find es dann in der Hauptſache auch, denen 
beſonders viel daran liegt, daß die Namenslitauiſierung auch im Memelgebiet in großem 
Stil durchgeführt wird. Es iſt im Jahre 1935 geweſen, da hat das ſtatutwidrige 
Direktorium Bruvelaitis dem Statiſtiſchen Amt in Memel den Auftrag erteilt, die not⸗ 
wendigen Vorbereitungen für die Litauiſierung der Drfs- und 
Familiennamen des Memelgebietes in die Wege zu leiten. Wohin eine 
ſolche Aktion, wenn ſie tatſächlich in Angriff genommen wird, führen kann, kann man 
ſich denken, wenn man ſich z. B. vergegenwärtigt, daß der vor einigen Jahren verſtorbene 
litauiſche Schriftſteller Bronz is, der ſich um die. „Erforſchung des litauiſchen Namens⸗ 
gutes verdient gemacht“ hat, u. a. die Behauptung aufgeſtellt hat, daß Köln von lit. 
kelws (— Hofe), Calais von lit. kali (= Hündin), Babel von lit. boba ( Weib) 
herſtammen und daß die Schweden ihren Volksnamen von lit. zuvi ſeda (= Fiſchfreſſer) 
und die Norweger den ihren von lit. noreta vogti (= Ideendiebe) herleiten. 


Vom deutichen Volkskampf in Polen 


Deutſche Interpellation zum Grenzzonengeſetz 


Senator Wieſner hat im Warſchauer Senat eine Interpellation an 
den polniſchen Innenminiſter eingebracht, in der er auf die unhaltbaren 
Verhältniſſe hinweiſt, die ſich aus der Verordnung über die Staatsgrenzen 
vom 23. Dezember 1936 für die Kreditgewährung auf Grund von dinglichen Sicherheiten 
an Perſonen ergeben, deren Grundſtücke in der Grenzzone liegen. Es muß vorweg bemerkt 
werden, daß dieſe Interpellation nur eine der vielen wirtſchaftlichen Behinderungen behandelt, 
die ſich für die im Bereich der Grenzzone ſiedelnden Deutſchen der Weſtwojewodſchaften 
Polens ergeben. Die Interpellation geht von der Feſtſtellung aus, daß nach Artikel 42 
Abſ. 8 der genannten Verordnung die Belaſtung von in der Grenzzone 
gelegenen Grundſtücken mit Geldverpflichtungen zugunſten von Aus- 
ländern, ausländiſchen Rechtsperſonen und von inländiſchen Rechtsperſonen, deren 
Vorſtänden oder Aufſichtsorganen Ausländer angehören, oder bei denen auch nur ein Teil 
der Anteile oder Aktien Ausländern gehört, der Genehmigung des zuſtän⸗ 
digen Wojewoden bedarf. Die Interpellation ſtellt dann u. a. folgendes feſt: 

Es wird den meiſten Banken und Genoſſenſchaften verhältnismäßig leicht ſein, die 
Staatsangehörigkeit der Mitglieder ihrer Vorſtände und Aufſichtsräte nach 
zuweiſen und nötigenfalls Ausländer durch Inländer zu erſetzen. Aber es ergeben ſich 
ungeheure Schwierigkeiten bei dem Nachweis der polniſchen Staatsbürgerſchaft der 


66 


Maſſeder Genoſſen und Aktionäre dieſer Kreditinſtitute. Nach der Faſſung 
des betreffenden Artikels ſind die Kreditinſtitute, die in der Grenzzone gelegene Grundſtücke 
beleihen wollen, auch dann zur Einholung der Genehmigung des Woje— 
woden verpflichtet, wenn auch nur ein einziger Genoſſe oder 
Aktionär unter vielen Hunderten nicht die polniſche oder 
Danziger Staatsangehörigkeit beſitzt. Dieſer Nachweis aber iſt gerade 
bei größeren Kreditinſtituten mit Umſtänden und Unkoſten verknüpft, die in gar keinem 
Verhältnis zu der geringen Zahl der Ausländer ſtehen, die eventuell ihre Mitglieder ſind, 
und die wegen ihrer geringen Zahl nicht den geringſten Einfluß auf die Kreditpolitik dieſer 
Inſtitute ausüben können. Die Nachprüfung der Staatsangehörigkeit der Genoffen „und 
Aktionäre wird aber vollends zu einer Schraube ohne Ende, wenn, wie ſo häufig, wiederum 
Rechtsperſonen Mitglieder der betreffenden Inſtitute ſind und dann dieſe Rechtsperſonen 
auch noch die Staatsangehörigkeirsnachweiſe für ihre Vorſtände, Aufſichtsorgane und 
Mitglieder zu erbringen haben. Weitere Schwierigkeiten ergeben ſich daraus, daß die 
meiſten Aktienbanken nicht Namensaktien, ſondern auf den Inhaber lautende Aktien 
herausgegeben haben. Es iſt dieſen Banken praktiſch unmöglich, nach zu— 
weiſen, in welchem Umfange ſich die auf den Inhaber lautenden 
Aktien in den Händen von Ausländern befinden. 

All das, ſo ſtellt die Interpellation ſchließlich feſt, iſt den Behörden ſeit 
langem bekannt. Sie haben bisher aber noch nicht die geringſten Anſtalten 
getroffen, die Schwierigkeiten und Unklarheiten aus dem Wege zu räumen, ſo daß die 
intereſſierten Kreditinſtitute und ihre Kunden oft ſchon ſeit Monaten vergebens auf die 
Erledigung der bei den Wojewoden eingereichten Anträge warten. Die Folge davon iſt, 
daß ein Teil der in der Grenzzone gelegenen Kreditintſtikute unter einer unnatürlichen und 
unwirtſchaftlichen Geldflüſſigkeit leidet, daß jede Inveſtitionstätigkeit, die ſich 
einen Teil des erforderlichen Kapitals durch Beleihung von Grundſtücken beſchaffen möchte, 
lahmgelegt wird, und daß weiter Erbauseinanderſetzungen, Kauf⸗ 
verträge und ſonſtige Verträge, deren Durchführung von der Beleihungs⸗ 
möglichkeit von Grundſtücken durch Kreditinſtitute abhängig iſt, ſeit vielen 
Monaten unmöglich geworden ſind. Es läßt ſich leicht ermeſſen, wie die in 
der Interpellation angedeuteten Verhältniſſe vor allem den Kreditinſtituten der 
deutſchen Volksgruppe die Kreditgewährung erſchweren und 
den grundbefißenden Teil der deutſchen Volksgruppe an der 
Kreditaufnahme behindern. Die Grenzzonenverordnung ſtellt alſo auch in 
dieſer Beziehung eine ſchwere Gefährdung des wirtſchaftlichen Beſtandes der deutſchen 
Volksgruppe dar, zumal dieſe zum weitaus größten Teil innerhalb der Grenzzone 


anſäſſig iſt. 
Im Kampf um die deutſche Schule 


Aehnlich wie die Deutſchen verſchiedener Kolonien Wolhyniens kämpfen auch die 
deutſchen Koloniſten von Sofiowka in Poleſien ſeit langem um 
ihre deutſche Schule einen verzweifelten Kampf. Vor Jahren haben 
die Sofiowker Deutſchen ein neues Gebäude für ihre private Volksſchule errichtet. Die 
behördliche Baukommiſſion hat das Gebäude als gut und geeignet bezeichnet. Trotzdem 
ſteht das Haus ſeit zwei Jahren leer. Denn die zuſtändige Schulbehörde verweigert aus 
kleinlichen Gründen die Eröffnung der Schule. Dem von den Koloniſten vorgeſchlagenen 
deutſchen Lehrer hat man die Beſtätigung im Lehramt verſagt. Man hat 
in der Kolonie eine Staatsſchule mit polniſcher Unterrichtsſprache 
errichtet, einen poloniſierten Deutſchen als Lehrer nach Sofiowka geſchickt und angekündigt, 
daß man dieſe polniſche Schule unter allen Umſtänden, notfalls auch mit zwei oder drei 
Kindern, durchhalten werde. Die Deutſchen von Sofiowka aber haben ihre Kinder nach 
einer mehr als 200 Kilometer weit entfernten deutſchen Kolonie Wolhyniens in eine 
deutſche Schule geſchickt. Daraufhin hat man die deutſchen Eltern mit Verdächti— 
gungen und Verleumdungen, mit Prozeſſen, Einbrüchen und 
Ueberfällen gefügig zu machen verſucht. Man hat ihnen ſchließlich auch ihr 
Deutſchtum beſtritten, fie als „holendry“, die nicht deutſch, ſondern holländiſch ſprechen, 
binzuſtellen und ihnen auf dieſe Weiſe die ſachliche Berechtigung zum Unterhalt einer 
deutſchen Schule abzuſtreiten verſucht, und das, obwohl die Kolonisten ſeit 125 Jahren 
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unverbrüchlich an ihrer deutſchen Mutterſprache feſthalten und ebenſo lange eine evange⸗ 
liſche Kantoratsſchule mit deutſcher Unterrichtsſprache beſeſſen haben! 

Auch in Neutomiſchel im Poſenſchen ſteht das Deutſchtum in einem bitteren 
Kampf um ſeine Schule. Auch dort gibt es ein neues deutſches Schulgebäude, 
das aber nicht benutzt werden darf, da die zuſtändige polniſche Behörde 
behauptet, daß das Gebäude den baupolizeilichen Anforderungen nicht genüge. Mehrere 
Umbaupläne, die der Deutſche Schulverein, um die angeblichen Mängel abzuftellen, 
eingereicht hat, ſind von der Behörde abgelehnt worden. Zugleich hat man dem 
Deutſchen Schulverein die bisher von ihm gemieteten Räume entzogen. Den Eltern hat 
man die Aufforderung zugehen laſſen, ihre Kinder in die deutſchſprachige Abteilung der 
öffentlichen Schule, an der ausſchließlich nationalpolniſche Kräfte unterrichten, zu ſchicken. 
Die Eltern von 70 Kindern haben ſich geweigert, dieſer Aufforderung Folge zu leiſten. 
Man hat fie darauf zu Geldſtrafen verurteilt (für jeden verſäumten 
Schultag 2 Zloty, im ganzen 2 600 Zloty), und um ihnen die Hoffnung auf 
einen Erfolg ihres Widerſtandes zu nehmen, hat man am 29. Januar die Reu⸗ 
tomiſchler deutſche Schule vollends geſchloſſen, obwohl kurze Zeit 
vorher jenſeits der Grenze von den deutſchen Behörden die Genehmigung zur Eröff⸗ 
nung eines polniſchen Kindergartens in Pojenbrüd erteilt 
worden war. 

Einen neuen ſchweren Schlag haben die polniſchen Behörden gegen die öffentliche 
Schule mit deutſcher Unterrichtsſprache in Friedenshütte (Oſtoberſchleſien) geführt. 
Nachdem vor längerer Zeit bereits der deutſche Lehrer Schmidt von der Schule entfernt 
worden war, hat Ende Januar auch die letzte deutſchſtämmige Lehr⸗ 
kraft dieſer Anſtalt, Lehrer Brandys, auf Anweiſung aus Warſchau 
feine Entlaffung erhalten. Der Unterricht an der deutſchen Abteilung der 
Friedenshütter Schule, auch der deutſche Sprach- und der Religionsunterricht, iſt an 
nationalpolniſche Lehrkräfte übergegangen. Von einem Teil der deutſchen Eltern iſt dieſes 
Vorgehen der polniſchen Behörden bereits vor einiger Zeit mit der Ummeldung ihrer 
Kinder in die deutſche Privatſchule in Antonienhütte beantwortet worden. — Auch die 
öffentliche Schule mit deutſcher Unterrichtsſprache in Siemianowitz hat eine deutſche 
Lehrkraft verloren. Mit Wirkung vom 1. Februar hat das Wojewodſchaftsamt 
der Lehrerin Mitz, die an der Siemianowitzer Schule ſeit deren Beſtehen tätig 
geweſen iſt, „bis A weiteres“ die Ausübung ihrer Lehrtätigkeit 
unterſagt. 


„Eine kraſſe Vergewaltigung der Kirche“ 


Seit der Abſetzung und Ausweiſung verſchiedener deutſcher Geiſtlicher iſt das kirch⸗ 
liche Leben der Unierten Evangeliſchen Kirche Oſtoberſchleſiens 
in wachſende Verwirrung geraten. Die Schuld tragen die den Gemeinden 
aufgezwungenen neuen Geiſtlichen, die entweder Renegaten oder Nationalpolen und durch⸗ 
weg Angehörige der Evangeliſchen Kirche Augsburgiſchen Bekenntniſſes ſind. Einige neue 
Beifpiele können den bereits ſchon früher angeführten („Dſtland“ Nr. 3/1938, Seite 50) 
zugefügt werden. In einer Filialgemeinde wie Friedrichs hütte, die früher vierzehn⸗ 
tägig von Tarnowitz aus mit Predigtgottesdienſten bedient wurde, iſt zwei Monate lang 
kein Gottesdienſt veranſtaltet worden. In Tarnowitz ſelbſt ſind die früher 
regelmäßig abgehaltenen Kindergottesdienſte eingeſtellt worden. In der 
Filialgemeinde Tich au hat ſich der neue polniſche Geiſtliche von Nikolai, der dieſe Filiale 
mit zu verſorgen hat und — nebenbei bemerkt — der deutſchen Sprache unkundig iſt, mit 
Hilfe der Polizei in den Beſitz des Schlüſſels des Bethauſes geſetzt und dadurch 
der Gemeinde deſſen Benutzung unmöglich gemacht. Den deutſchen Organiſten, der ihm 
erklärte, daß für ihn nur die Anweiſungen des Gemeindekirchenrates maßgebend ſeien, hat 
er entlaſſen. Für die Teilnahme an dem erſten Gottesdienſt, den der neue polniſche Geift- 
liche der Kattowitzer Kirchengemeinde gehalten hat, hat bezeichnenderweiſe 
nicht nur das evangeliſch⸗polniſche Kirchenblatt, ſondern auch die katholiſch⸗kleri⸗ 
kale „Polonia“ Propaganda gemacht, fo daß dieſer evangeliſche Gottesdienſt (natür⸗ 
lich nicht aus Eonfeffionellem Intereſſe) auch von polniſchen Katholiken beſucht worden ift. 
Der neue polniſche Geiſtliche von Rupfau im Kreiſe Rybnik hat der rein deutſchen 
Gemeinde gedroht, daß er mit einem „eiſernen Beſen“ aufräumen werde. Daß die 
Gemeinde die von einem ſolchen Seelſorger angeſetzten Gottesdienſte nicht beſucht, verſteht 
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ſich von ſelbſt. Den Rendanten der Ruptauer Kirchengemeinde hat ein Beauftragter des 
Vorläufigen Kirchenrates unter Zuziehung eines Polizeibeamten und Androhung von 
Repreſſalien zur Auslieferung ſämtlicher Kaſſenſachen, Bücher und 
Schlüſſel gezwungen. Ein ähnlicher Fall hat ſich in Schoppinitz abgeſpielt, 
wo zwei polniſche Beamte unter Vorweiſung einer ſchriftlichen Order des Wojewoden 
Grazynſki eine Ueberprüfung des evangeliſchen Pfarramtes vornehmen wollten. Am 
8. Februar hat der Geiſtliche der Gemeinde Lipine, Pfarrer Scholz, den Ausweiſungs⸗ 
befehl erhalten. Pfarrer Scholz iſt der letzte reichsdeutſche Geiſtliche Oſtoberſchleſiens 
geweſen. Er hat das polniſche Staatsgebiet bis zum 28. Februar zu verlaſſen. 

In dieſem Zuſammenhange verdient das Urteil Beachtung, das in dem großen Sammel⸗ 
werk „Ekkleſia“, einer Saßne n von Lageberichten über die Verhältniſſe der chriſt⸗ 
lichen Kirchen der Welt, über die Kirchenpolitik des Wojewoden Grazynſki gefällt worden 
iſt. Der Verfaſſer, DO. Siegmund ⸗ Schultze, bezeichnet die Behandlung der Unierten 
Evangeliſchen Kirche Oſtoberſchleſiens als „eine kraſſe Vergewaltigung der Kirche“, „ja 
als den kraſſeſten Fall der Vergewaltigung einer proteſtanti⸗ 
ſchen Kirche durch einen Staat, der überhaupt in dieſer an 
kraſſen Fällen nicht armen Zeit vorgekommen iſt.“ Es heißt dann 
u. a. über das Geſetz, das die Unierte Evangeliſche Kirche der Gewalt des polniſchen 
Staates ausgeliefert hat: „Die Brutalität des Geſetzes geht ſo weit, daß es 
die Ernennung des Landeskirchenrates praktiſch in die Hände des — ſelbſtverſtändlich 
katholiſchen — Wojewoden legt, das Recht der Pfarrerwahlen den Gemeinden nimmt und 
die proviſoriſche Beſetzung aller Aemter dem neuen Kirchenrat in Verbindunug mit dem 
Wojewoden überträgt.“ Das Verhalten der evangeliſchen Polen, die aus den Händen des 
Wojewoden kirchliche Aemter annehmen, wird als „ein offenſichtlicher Verrat an der 
evangeliſchen Sache“ bezeichnet. Dieſes Urteil iſt ſcharf, aber gerecht. Es muß nur noch 
hinzugefügt werden, daß der Kampf des polniſchen Staates gegen die evangeliſchen Kirchen 
nicht allein und nicht in erſter Linie der im polniſchen Volke immer lebendigen Unduld⸗ 
ſamkeit gegen nichtkatholiſche Konfeſſionen entſpringt, ſondern daß den weſentlichſten 
Anlaß zu dieſem Kirchenkampfe die Tatſache bildet, daß die evangeliſchen Kirchen Polens 
in der ganz überwiegenden Mehrzahl ihrer Mitglieder deutſche Gemeinſchaften find, 
die zerſtört werden ſollen. 


18 Jahre Huliſchiner Ländchen 


Am 4. Februar 1920 rückte tſchechiſches Militär in das Hultſchiner 
Ländchen ein. 


In allen öſtlichen Gebieten, die durch Verſailles vom Deutſchen Reiche losgetrennt 
wurden, ließ die Bevölkerung, ſoweit ſie nach ihrer Meinung gefragt 
wurde, in weit überwiegender Mehrheit ihren Willen erkennen, mit dem deutſchen Mutter⸗ 
lande verbunden zu bleiben. So war es in Maſuren und im weſtpreußiſchen 
Abſtimmungsgebiet, wo ſich im Juli 1920 97,9 v. H. bezw. 92,4 v. H. für 
Deutſchland erklärten. So war es auch in Oberſchleſien, wo im März 1921 trotz 
blutigen polniſchen Terrors und franzöſiſcher Heimtücke 60 v. H. der Bevölkerung ihr 
Bekenntnis zu Deutſchland ablegten. In den meiſten der übrigen, ohne offizielle Ab⸗ 
ſtimmung vom Reiche abgetrennten Gebiete brachte die Bevölkerung auf andere Weiſe 
durch freiwillige Abſtimmung, durch Unterſchriftenſammlung uſw., ihr national politiſches 
Bekenntnis zum Ausdruck. Im Memelgebiet ergab z. B. eine im Jahre 1921, alſo 
zur Zeit der franzöſiſchen Beſetzung veranſtaltete Elternbefragung, daß die Eltern von 
nicht weniger als 97,9 v. H. der Bolksſchüler für ihre Kinder nicht litauiſchen, ſondern 
deutſchſprachigen Leſe- und Schreibunterricht wünſchten. Für die vom Reiche abgetrennten 
Teile der Provinz Weſtpreußen kann das Ergebnis der Wahlen zur National⸗ 
verſammlung im Jahre 1919 zur Kennzeichnung der nationalpolitiſchen Geſinnung der 
Bevölkerung angeführt werden; da die polniſche Seite, die damals (auch im kaſchubiſchen 
an der deutſchen Seite an politiſcher Aktivität und Geſchloſſenheit weit überlegen 
war, Wahlenthaltung proklamiert hatte, können unter Berückſichtigung der notoriſchen 
Nichtwähler die 55 v. H. der Wahlberechtigten, die ihre Stimme auf die Liſten der 
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deutſchen Parteien abgaben, als die Mindeſtzahl derer angeſehen werden, die ſich im Falle 
einer offiziellen Volksabſtimmung für Deutſchland ausgeſprochen haben würden. 

Zu den Gebieten, deren Bevölkerung ſich das ihr von den Gewalthabern der Pariſer 
Dikkatskonferenzen vorenthaltene Selbſtbeſtimmungsrecht aus eigener Kraft zu erkämpfen 
verſuchten, gehörte auch das Hultſchiner Ländchen. Auf die Nachricht von der 
drohenden vorbehaltloſen Auslieferung des Ländchens an die Tſchecho⸗Slowakei fanden in 
der Stadt Hultſchin und in allen Dörfern ſpontane Proteſtkundgebungen ſtatt. Es wurde 
eine freiwillige Volksabſtimmung veranſtaltet, bei der ſich innerhalb von 
zwei Tagen 93,7 v. H. der Bevölkerung für ein Verbleiben beim 
Deutſchen Reiche ausſprachen. Aber auf dieſen überzeugenden Beweis der deutſchen 
Geſinnung der Hultſchiner wurde keine Rückſicht genommen. Maſaryk, an deſſen 
profeſſoral⸗demokratiſche Geſinnung die Führer der Hultſchiner in der Hoffnung 
appellierten, in ihm einen Fürſprecher des Selbſtbeſtimmungsrechtes zu finden, erklärte, 
daß er prinzipiell jedes Pebliszit ablehnen müſſe. Als dann nach der 
offiziellen Lostrennung vom deutſchen Mutterlande tſchechiſche Truppen in das Hultſchiner 
Ländchen einrückten, wurde dieſen Vertretern der neuen Gewalt in verſchiedenen Orten mit 
ſtürmiſchen Deutſchtumskundgebungen ein unerwarteter Empfang bereitet. Es dauerte 
noch einige Jahre, bis die Frage der Verſailler Grenzziehung im Hultſchiner Ländchen 
endgültig zur Ruhe kommen ſollte. Bis zum Jahre 1923 blieben die Gemeinden 
Haatſch, Owſchütz und Sandau im Nordoſten des Ländchens und die 
Steuberwitzer Ecke, auf die die Tſchechen erſt ſpäter Anſpruch erhoben hatten, 
ſtrittiges Gebiet. Die Steuberwitzer Ecke und die kleine Gemeinde Opſchütz blieben 
schließlich dem Deutſchen Reiche erhalten. Die beiden großen Dörfer Haatſch und Sandau 
aber wurden noch nachträglich der Tſchecho⸗Slowakei zugeſprochen, und zwar wiederum 
gegen den ganz eindeutigen Willen ihrer Bewohner. Noch einmal 
war es in den bedrohten Gemeinden zu einer machtvollen Bekundung des deutſchen Volks, 
Staats- und Kulturwillens gekommen. In einer freiwilligen Abſtimmung, die 
in den drei genannten Gemeinden im Juni 1922 durchgeführt worden war, hatten ſich 
99 v. H. der Bewohner für ein Verbleiben beim deutſchen Mutter- 
lande erklärt; unter den 2 265 abgegebenen Stimmen hatte es nur 19 Stimmen 
für die tſchechiſche Seite gegeben! 

Trotz der Abwanderung zahlreicher deutſchgeſinnter Hultſchiner, trotz der Maſſen— 
einfuhr tſchechiſcher Elemente, die als Siedler, Beamte, Arbeiter uſw. ins Land kamen, 
trotz der reſtloſen Unterdrückung des deutſchen Schulweſens und ſogar des deutſchen 
Privatunterrichtes und trotz eines mit allen Mitteln der ſeeliſchen und wirtſchaftlichen 
Erpreſſung durchgeführten Seelenfanges blieb das Hultſchiner Ländchen in der 
weit überwiegenden Mehrheit ſeiner Bewohner bis auf den 
heutigen Tag ein deutſches Gebiet. Davon legten alle Wahlen immer 
wieder Zeugnis ab. Bei den Gemeinderatswahlen vom 16. September 
1923 (mit verfchiedenen Nachwahlen im Jahre 1924) gaben 5 5 v. H. der Wahl: 
beteiligten ihre Stimme für die deutſchen Liſten ab. Die nationaltſchechiſchen Parteien 
konnten 34 v. H. der Stimmen gewinnen, der Reſt entfiel auf die national indifferenten 
Parteien. Am 15. November 1925 fanden die Parlamentswahlen ſtatt. 
Dabei ſtimmten bei den Wahlen zum Abgeordnetenhaus 64,64 v. H. und zum Senat 
62,47 v. H. für die deutſchen Liſten, während ſich die tſchechiſchen Parteien mit 33,05 bzw. 
33,08 v. H. der Stimmen begnügen mußten. Bei den Parlamentswahlen vom 
27. Oktober 1929 konnten die deutſchen Parteien wiederum 59,9 v. H. der Stimmen 
auf ſich vereinen, wogegen die tſchechiſchen Parteien 35,5 v. H. der Stimmen erreichten. 
Einen neuen Aufſtieg der deutſchen Stimmen brachten die Parlamentswahlen 
vom 19. Mai 1935. 74,0 v. H. der abgegebenen Stimmen entfielen auf die deut⸗ 
ſchen Parteien, davon auf die Sudetendeutſche Partei Konrad Henleins allein 88 v. H.; 
die tſchechiſchen Parteien mußten ſich mit 24,6 v. H. der Stimmen begnügen. 

Die angeführten Zahlen beweiſen eindeutig den deutſchen Charakter des Hultſchiner 
Ländchens. Zur Zeit der Abtrennung neigte das nationale Bekenntnis der Bewohner 
faft hundertprozentig zu Deutſchland. Der gewaltſame Einbruch des Tſchechentums, 
verbunden mit der Maſſenzuwanderung tſchechiſcher Kampfelemente, vermochte zwar in 
den erſten Jahren nach der Abtretung vom Reich eine gewiſſe Verwirruung und Unſicher⸗ 
heit in die Bevölkerung des Ländchens zu tragen. Es ſiegte ſchließlich aber 
doch wieder das Bekenntnis der Bevölkerung zum Deutſchtum, 
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das niemals ernſtlich in Frage geſtellt werden konnte. Was ſich 
heute in Hultſchin zur tſchechiſchen Seite bekennt, gehört nicht 
der alteingeſeſſenen Bevölkerung an, ſondern iſt ausnahmslos 
zugewandertes Tſchechentum, das in dem mit verzweifeltem 
Mut um ſein deutſches Lebensrecht kämpfenden Ländchen weder 
eine hiſtoriſche, noch eine moraliſche Exiſtenzberechtigung hat. 


Der Handel mit den baltiſchen Staaten 


Der Außenhandel mit den drei baltiſchen Randſtaaten, Eſtland, Lettland und Litauen, 
ſpielt, rein zahlenmäßig geſehen, eine nur ſehr beſcheidene Rolle im Rahmen des Geſamt— 
außenhandels des Deutſchen Reiches. Der Anteil der drei Länder an der 
drutſchen Geſamteinfuhr und -ausfuhr hat im Jahre 1936 zuſammen nur 1,3 v. H. 
betragen. Eine ganz andere zahlenmäßige Bedeutung hat der Außenhandel mit Deutſch⸗ 
land dagegen für die drei Staaten. Es entfielen im Jahre 1936 von der Einfuhr und der 
Ausfuhr Eſtlands 29,8 v. H. bzw. 22,5 v. H. auf Deutſchland. Die entſprechenden 
Zahlen für Lettland betrugen in demſelben Jahre 38,4 bzw. 30,8 v. H. und für 
Litauen 9,3 bzw. 10,8 v. H. Während ſich der deutſche Anteil am Außenhandel Lett⸗ 
lands und Eſtlands während des letzten Jahrzehnts einigermaßen auf derſelben Höhe 
zu halten vermochte, ging die Bedeutung Deutſchlands als Handelspartner Litauens in 
dieſer Zeit ungemein ſcharf zurück. Der deutſche Anteil an der litauiſchen Einfuhr 
betrug im Jahre 1928 nicht weniger als 50,5 v. H. und an der litauiſchen Ausfuhr ſogar 
57,7 v. H. Der bloße zahlenmäßige Vergleich läßt alſo Deutſchland als den (nach 
England) wichtigſten Handelspartner der drei baltiſchen Länder, dieſe ſelber aber als 
recht nebenſächliche Partner Deutſchlands erſcheinen. Ein etwas anderes Geſicht erhält 
ein ſolcher Vergleich jedoch, wenn man die Art der Waren, insbeſondere der Waren, die 
dieſe Länder nach Deutſchland einführen, betrachtet. Da zeigt es ſich nämlich, daß das 
Deutſche Reich im Jahre 1936 immerhin etwa 25 v. H. ſeiner 
Schweineinfuhr, 13 v. H. feiner Buttereinfuhr und 10 v. H. 
ſeiner Bau- und Nutzholzeinfuhr aus dieſen Ländern bezog. 

Ueber die wertmäßige Entwicklung des deutſchen Außenhandels mit den drei baltiſchen 
Staaten feien folgende Angaben gemacht. Die deutſche Ein fuhr nach Eſt land, 
die im Jahre 1928 44,6 Mill. RM. betragen hatte, ging bis zum Jahre 1930 auf 
8,0 Mill. RM. zurück, um bis zum Jahre 1936 wieder auf 17,6 Mill. RM. zu 
ſteigen. Die eſtländiſche Aus fuhr nach Deutſchland belief ſich in den drei genannten 
Jahren auf 36,9 Mill., 8,8 Mill. und 12,2 Mill. RM. An dem Rückgang, der 
bereits im Jahre 1930 einſetzte und im Jahre 1933 ſeine ſchärfſte Ausprägung erfuhr, 
trug in der Hauptſache die allgemeine Wirtſchaftskriſe die Schuld, die den eſtländi— 
ſchen Außenhandel im Laufe eines Jahrfünfts auf etwa ein 
Viertel ſeines wertmäßigen Standes von 1928 zuſammen⸗ 
ſchrumpfen ließ. Bei Lettland war dasſelbe der Fall. Der lettländiſche 
Außenhandel verlor gleichfalls innerhalb eines Jahrfünfts faſt drei Viertel feines Wert: 
volumens von 1928. Die Einfuhr aus Deutſchland, die im Jahre 1928 102,3 Mill. 
RM. betragen hatte, ſank im Jahre 1933 auf 16,9 Mill. RM. zuſammen und ver: 
doppelte ſich bis zum Jahre 1936 wieder auf 34,0 Mill. RM. Die entſprechenden 
Zahlen für die lettländiſche Aus fuhr nach Deurſchland betrugen 55,8 Mill., 16,1 Mill. 
und 31,1 Mill. RM. Von den drei baltiſchen Ländern hatte, nach den Außenhandels— 
ziffern zu urteilen, Litauen unter der Weltwirtſchaftskriſe verhältnismäßig am 
wenigſten zu leiden. Sein Geſamtaußenhandels volumen ging wert⸗ 
mäßig von 1928 bis 1933 nur um etwa die Hälfte zurück. Ungemein 
ſcharf aber war der Rückgang des litauiſchen Außenhandels mit Deutſchland. Unter dem 
Einfluß des durch die litauiſche Politik im Memelgebiet provozierten Wirtſchafts⸗ 
krieges kam der deutſch⸗litauiſche Warenverkehr im Jahre 1935 
nahezu völlig zum Erliegen Im Jahre 1928 hatte Litauen für 61,0 Mill. 
RM. Waren aus Deutſchland eingeführt und für 61,5 Mill. RM. dorthin ausgeführt. 
Im Jahre 1935 ſchrumpften die Einfuhr aus Deutſchland auf 6,1 Mill. RM. und 
die Ausfuhr dorthin ſogar auf 2,3 Mill. RM. zuſammen. Das Jahr 1936 leitete dann 
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nach dem Abſchluß des neuen deutſch⸗litauiſchen Wirtſchaftsabkommens eine neue Auf⸗ 
wärtsentwicklung des Warenverkehrs ein. 

Unter den Waren, die das Deutſche Reich aus den baltiſchen 
Ländern bezieht, ſtehen, der wirtſchaftlichen Struktur dieſer Länder ent⸗ 
ſprechend, Agrarerzeugniſſe und Rohſtoffe naturgemäß weitaus an erfter 
Stelle. Im vergangenen Jahre waren es, der wertmäßigen Größe nach geordnet, 
vorwiegend Butter, Schweine, Sämereien, Holz, Eier und Flachs, die Litauen nach 
Deutſchland ausführte. In der lettländiſchen Ausfuhr nach Deutſchland nahmen 
dieſelben Waren, nur in anderer Reihenfolge, die Hauptpoſten ein: Holz, Butter, 
Sämereien, Flachs und Schweine. Dieſelben Waren kehrten auch in der eſtländiſchen 
Ausfuhr nach Deutſchland wieder: Butter, Flachs, Holz, Eier und Schweine. Doch 
trat als verhältnismäßig wichtiges Exportgut Eſtlands Baumwollgarn in Erſchei⸗ 
nung. Erwähnung verdient auch, daß im vergangenen Jahre zum erſten Mal in 
größerem Umfange Oel, das Eſtland aus ſeinen reichen Oelſchiefervorkommen gewinnt, 
nach Deutſchland ausgeführt wurde. In der Einfuhr der baltiſchen Länder 
aus Deutſchland ſtanden im vergangenen Jahre nach wie vor chemiſche und 
pharmazeutiſche Erzeugniſſe, Eiſenwaren, Textilwaren, elektrotechniſche Erzeugniſſe, 
Kunſtdünger uſw. im Vordergrund. 

Im Ganzen läßt ſich feſtſtellen, daß ſich der deutſche Außenhandel mit Eſtland 
langſam und ſicher aufwärtsentwickelt, ohne daß ſich ernſtere Störungsfaktoren voraus⸗ 
ſehen ließen. Bei Lettland haben die angeſtrengten Bemühungen der Rigaer Regie⸗ 
rung um eine Hebung der eigenen Induſtrie dazu geführt, daß ſich in den letzten Jahren 
die Erwartungen der deutſchen Exporteure nicht erfüllten. Die Handelsbeziehungen mit 
Litauen, die ſich ſeit der Beilegung des Wirtſchaftskrieges günſtig entwickeln, ſtehen 
mehr als diejenigen mit den beiden anderen baltiſchen Staaten unter dem Zeichen einer 
politiſchen Konfliktsmöglichkeit. 


Oflland-Chronif 


Deutſche follen für Auslandspolen ſpenden 


Der Macierz Szkolna m Gdan⸗ 
ſku, d. i. der polniſche Schulverein in Dan⸗ 
zig, hat zum Jahreswechſel an alle mög⸗ 
lichen Perſonen und Verbände in Polen 
Schreiben verſchickt, in denen er den 
Empfängern zunächſt die herzlichſten Neu⸗ 
jahrswünſche ausſpricht. Dann heißt es 
weiter: „Bei dieſer Gelegenheit, wie übri⸗ 
gens alljährlich beim Jahreswechſel, bittet 
der Schulverein höflichſt um den An⸗ 
kauf des beiliegenden „Bau⸗ 
fteing‘ für 5 Zloty zum Bau 
neuer polniſcher Schulen in 
Danzig. Wir hoffen, daß die Arbeit 
des Danziger Schulvereins an der Er⸗ 
weckung der polniſchen nationalen Kräfte 
in Danzig im polniſchen Volk im Lande die 

ebührende Einſchätzung, Verſtändnis und 
inkerftützunug finden wird.“ Daß von 
polniſcher Seite auf dieſe oder jene Weiſe 
für das polniſche Schulweſen im Ausland 
Mittel geſammelt werden, iſt bekannt und 
in Ordnung. Daß aber die Auf⸗ 
forderung, ſich an der Auf⸗ 
bringung dieſer Mittel zu be⸗ 
teiligen auch deutſchen Volks⸗ 
tumsorganifationen in Polen 


72 


zugeſandt wird, iſt zum mindeſten 
geſchmacklos. Das aber iſt mit dem ange⸗ 
führten Schreiben in einer ganzen Reihe 
von Fällen geſchehen. Es iſt das übrigens 
nicht das erſte Mal geweſen. Schon im 
Frühjahr des vergangenen Jahres iſt man 
an die deutſchen Volkstumsorganiſationen 
und an zahlreiche Angehörige der deutſchen 
Volksgruppe in Polen mit dem Anſinnen 
herangetreten, ſich durch Geldſpenden an 
der Förderung und Unterſtützung des Aus⸗ 
landspolentums zu beteiligen. Im umge⸗ 
kehrten Falle, wenn ſich z. B. der VDA. 
mit einem entſprechenden Anſinnen an den 
Bund der Polen in Deutſchland wenden 
würde, würde die polniſche Preſſe wohl ein 
großes Geſchrei über dieſe „deutſche Un⸗ 
ſchämtheit“ erheben. 


Danziger Politik 1938 


Vor den Politiſchen Leitern und 
Waltern der Kreiſe Danzig⸗Innenſtadt und 
⸗Außenſtadt ſprach am 2. Februar Gau: 
leiter Forſter über die Aufgaben der 
nationalſozialiſtiſchen Politik in der Freien 
Stadt Danzig. Der Gauleiter führte u. a. 
aus: „. .. Die gegenwärtige Lage ſtellt 
uns vor zwei Aufgaben: 1. Wir müſſen 


uns eine dauerhafte innere Ord⸗ 
nung ſchaffen, und zwar nach natio⸗ 
nalſozialiſtiſcher Ueberlegung 
und Planung. 2. Die Freie Stadt 
Danzig muß nach außen hin ihren 
hundertprozent deutſchen und 
nationalſozialiſtiſchen Charak⸗— 
ter unmißverſtändlich heraus⸗ 
ſtellen ... Die größte Sorge macht 
uns die Frage einer Hebung der 
Lebenshaltung der Danziger Be⸗ 
völkerung. Wir ſind auf die Ankurbelung 
der inneren Produktion und auf die Ver⸗ 
ſtärkung des Umſatzes bedacht. Wenn 
wir uns in Danzig ſo eingerichtet haben, 
daß die von uns 9 8 8 innere Ordnung 
vorhanden iſt, werden wir unſerer Stadt 
auch das äußere ſtädtebauliche 
Geſicht geben, das dieſer Zeit des Auf⸗ 
baus würdig iſt. Ebenſo muß durch 
großzügige Heranfaleingen Danzigs kul⸗ 
turelle und kulturpolitiſche Be⸗ 
deutung in Erſcheinung treten. Im 
übrigen werden wir dafür ſorgen, daß auch 
wir die Lebensformen unſerer reichsdeut⸗ 
ſchen Volksgenoſſen übernehmen, d. h. wir 
werden die nationalſozialiſtiſche 
Geſetzgebung auch hier in Anwen⸗ 
dung bringen, damit die innere Geſtaltung 
ſich durch nichts von der des Reiches unter⸗ 
ſcheidet .. Wir alle kennen den Her⸗ 


zenswunſch der Danziger, wiſſen. 


um ihre Sehnſucht ſeit dem Tage der Ab⸗ 
trennung und haben Verſtändnis für ihre 
Hoffnungen an die Zukunft. Was uns in 
Danzig am liebſten wäre, iſt aber nicht ent⸗ 
ſcheidend. Wichtig iſt allein, wo⸗ 
mit wir dem Fahrer und dem 
deutſchen Volke am beften 
dienen können, denn Außenpolitik 
wird nicht mit Herzenswünſchen gemacht, 
ſondern mit dem realen Verſtand. Et was 
anderes iſt es, ob wir gläubig 
und hoffnungsvoll in die Zu: 
kunft ſchaue n.“ 


Polniſcher Spitzeldienſt in Danzig 

Am 4. Februar wurde im Warteſaal 
des Danziger Hauptbahnhofes 
auf Anzeige eines polniſchen Bahnbeamten 
ein polniſcher Staatsangehöriger namens 
Joſef Zemba, der einen Eiſenbahner mit 
einer Schußwaffe bedroht hatte, verhaftet. 
Zemba hatte ſich vor dem Schnellrichter 
wegen unbefugten Waffentragens und Be⸗ 
drohung zu verantworten. Bei der Ver⸗ 
handlung ſtellte es ſich heraus, daß Zemba 
ſowohl einen Ausweis des polniſchen 
Zollinſpektorats wie einen Mit⸗ 
gliedsausweis der dem polniſchen 


Kriegsminiſterium direkt unter⸗ 
ſtehenden Grenz wache bei ſich trug. 
Zemba erklärte, einer der Beamten zu ſein, 
denen von Seiten des polniſchen Zoll⸗ 
inſpektorats der beſondere Auftrag erteilt 
worden iſt, in der Bahnhofshalle 
die aus Polen kommenden 
Reiſenden zu beobachten und 
zu kontrollieren. Die Verhandlung 
ergab nicht mehr und nicht weniger, als 
daß Mitglieder einer polniſchen militäri⸗ 
ſchen Organiſation, mit geladenen Schuß⸗ 
waffen verſehen, auf dem Danziger 
Hauptbahnhof im Auftrage 
einer polniſchen Dienſtſtelle 
Spitzelarbeit beſorgen. Zemba wurde 
zu ſechs Monaten Gefängnis verurteilt. 
Der Fall dürfte noch ein Nachſpiel haben. 


Fürſt von Pleß 7 

In Paris, wo er Heilung von einem 
ſchweren Herzleiden ſuchte, ſtarb am 
31. Januar Hans Heinrich XV., Für ſt 
von Pleß, Reichsgraf von Hochberg, 
Freiherr zu Fürſtenſtein, im 71. Lebensjahr. 
Der Fürſt war in erſter Ehe mit Daiſz 
Mary Thereſe geb. Cornwallis⸗Weſt und 
nach der Scheidung in zweiter Ehe mit 
Clotilde geb. de Silva y Candamo ver⸗ 
heiratet. Aus der erſten Ehe ſtammen drei 


Söhne, Prinz Hans Heinrich XVII., Alexan⸗ 


der Graf Hochberg und Graf Bolko, der 
1936 geſtorben iſt. Der Fürſt beſaß die 
Herrſchaften Pleß in Oberſchleſien und 
Sürftenftein bei Waldenburg mit einem 
Grundbeſitz von mehr als 50 000 Hektar. 
Sein Vermögen wurde vor dem Kriege auf 
über 100 Millionen Mark geſchätzt. Es 
beruhte hauptſächlich auf den großen, erſt 
zum Teil erſchloſſenen Kohlenvorkommen in 
dem an Polen gefallenen Teil Oberſchleſiens. 
1925 waren auf den oſtoberſchleſiſchen 
Gruben des Fürſten etwa 10 000 und 1931 
noch etwa 7 800 Arbeiter und Angeſtellte 
beſchäftigt. 1934 wurde das Pleßſche Ver⸗ 
mögen in Polen unter Zwangsverwaltung 
geſtellt. Von der Zwangsverwaltung 
wurden die deutſchen Arbeiter und Ange⸗ 
ſtellten, deren Rechte der damalige Beauf⸗ 
fragte des Fürſten, Prinz von Pleß, gegen 
die Willkürherrſchaft des Wojewoden Gra⸗ 
zynſki zu wahren verſuchte, nahezu reſtlos 
entlaſſen. Die Beiſetzung des Fürſten 
erfolgte am 7. Februar im Schloßpark 
zu Pleß. 

Deutſcher Großgrundbeſitz in Galizien 


Es iſt wenig bekannt, daß es in Gali⸗ 
zien neben dem deutſchen Bauerntum und 
einigen kleinen ſtädtiſchen Gruppen auch 
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noch eine, allerdings ſehr kleine Gruppe 
deutſcher Großgrundbeſitzer 
gibt. Der deutſche Großgrundbeſitz (über 
50 ha) betrug im Jahre 1924 in den 
Wojewodſchaften: 
Krakau 6 Güter mit 7510 ha 
(= 2,3 v. H. des gef. Großgrundbeſitzes) 
Lemberg 22 Güter mit 35 720 ha 
(= 48 v. H. des gef. Großgrundbeſitzes) 
Gtanislau . . 4 Güter mit 6025 ha 
= 18 v. H. des gef. Großgrundbeſitzes) 
Zarnopol . . 3 Güter mit 359 ha 
(= 0,1 v. H. des gef. Großgrundbeſitzes) 


Der deutſche Großgrundbeſitz hat ſich 
nur zum geringſten Teil in der neuen ſtaat⸗ 
lichen Umgebung zu halten vermocht. Etwa 
drei Viertel des Bodens ſind bisher aus 
deutſchen in andersvölkiſche, faſt durchweg 
in ukrainiſche Hände übergegangen. Die 
heute noch vorhandene deutſche Großgrund—⸗ 
beſitzerſchicht ſtellt alſo nur noch ein recht 
beſcheidenes Grüppchen dar, das weit über 
das Land zerſtreut iſt und bisher zumeiſt 
weder mit dem deutſchen Bauerntum noch 
mit den ſtädtiſchen deutſchen Gruppen in 
Beziehung ſteht. Die Gefahr der Poloni⸗ 
ſierung iſt groß, die Notwendigkeit einer 
engeren Fühlungnahme untereinander und 
mit dem deutſchen Koloniſtentum dringend. 


Der Binnenſchiffsverkehr durch den Korridor 


Durch die Beſchränkung des Eiſenbahn⸗ 
tranſitverkehrs durch den Korridor 
iſt die Aufmerkſamkeit der deutſchen Wirt 
ſchaftskreiſe wieder auf den unter dem 
Zwang der Verhältniſſe nach dem Kriege 
ſtark vernachläſſigten Binnenſchiffahrtsweg 
über Weichſel Bromberger Kanal Netze 
— Warthe gelenkt worden. Der Binnen- 
waſſertransport zwiſchen Oſtpreußen 
und dem übrigen Reich iſt in den letzten 
Jahren infolge der Behinderung des 
Schienentransportes beträchtlich ge⸗ 
ſtie gen. Der Warentransport auf den 
an polen gefallenen Durchgangswaſſer⸗ 
ſtraßen iſt von 6 400 Tonnen im Jahre 
1934 über 16 300 Tonnen im Jahre 1935 
auf 64 200 Tonnen im Jahre 1936 und 
69000 Tonnen in den erſten 
neun Monaten des vergangenen 
Jahres geſtiegen. Trotzdem im Früh⸗ 
jahr v. J. infolge langer Eisſperre die 
Schiffahrt erſt fpat aufgenommen werden 
konnte und obwohl den ganzen Sommer 
hindurch niedrige Waſſerſtände die Ver⸗ 
kehrsentwicklung ungünſtig beeinflußten, 
hat das Jahr 1937 eine Verkehrsſteige⸗ 
rung von etwa 30 v. H. gegenüber dem 
Vorjahr, alſo eine Geſamttransport⸗ 
leiftung von etwa 85000 Tonnen ge⸗ 
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Siebentel 


bracht. Etwa drei Siebentel der Güter 
ſind von Oſtpreußen in weſtlicher und vier 
in umgekehrter Richtung be⸗ 
fördert worden. Während bis 1934 
auf dem Binnenwaſſerwege durch den 
Korridor in weſtöſtlicher Richtung faſt 
ausſchließlich Baumaterialien und 
in umgekehrter Richtung ganz vorwiegend 
Holz und Zelluloſe befördert 
wurden, ſind im vergangenen Jahre erhebliche 
Mengen zubereiteter 2ebensmiftel, 
hochwertiger Induſtrieerzeugniſſe, 
Mineralſtoffe, Eiſenwaren uſw. 
nach Oſtpreußen und von Oſtpreußen 
außer Zelluloſe und Holzwaren große 
Mengen land wirtſchaftlicher Er⸗ 
zeugniſſe uſw. dem Binnenwaſſerwege 
onvertraut worden. In der Zeit von Ende 
März bis Ende September haben 212 
Schiffe in weſtöſtlicher und 184 Schiffe in 
oſtweſtlicher Richtung die polniſchen Durch⸗ 
gangswaſſerſtraßen paſſiert. 


Ordensburg der NEDAP in Marienburg 


Wie Reichsleiter Dr. Ley mitteilte, wird 
im laufenden Jahre mit dem Bau der 
Ordensburg der NSDAP in 
Marienburg begonnen. Die neue 
Burg wird in der Nähe der alten Deutſch⸗ 
ordensburg nördlich der Bahnlinie an der 
Nogat errichtet. Die Bahnlinie wird über⸗ 
dacht. Die Marienburg wird un⸗ 
verändert bleiben. In der Marien⸗ 
burger Ordensburg der NS DA wird der 
Führernachwuchs der Partei, der die 
Ordensburgen Cröffinfee in Pommern, 
Vogelſang in der Eifel und Sonthofen im 
Allgäu durchlaufen hat, ſeine abſchließende 
Erziehung erhalten. Wie an den genannten 
Plätzen, ſo wird auch in Marienburg neben 
der Ordensburg ein Hotel für die 
NS-Gemeinſchaft „Kraft durch 
Freude“ mit 2000 Betten errichtet. 


Der Warthe⸗Weichſel⸗Kanal 

Der in den letzten Jahren vielfach er— 
örterte Plan einer Kanalverbindung 
zwiſchen Warthe und Weichſel 
geht nunmehr endgültig ſeiner Ausführung 
entgegen. Wie es heißt, iſt die Aus⸗ 
ſchreibung der Bauarbeiten durch das 
Warſchauer Verkehrsminiſterium kürzlich 
erfolgt. Der Kanal ſoll die mittlere Warthe 
über den Goploſee mit der Weichſel 
und damit die Hauptwaſſerſtraße des 
Poſener Landes innerhalb der Grenzen des 
polniſchen Staatsgebietes mit der Waſſer⸗ 
ſtraße der Weichſel verbinden. Man hofft, 
daß dem Kanal beſonders für den Ge⸗ 
freideerpor£ Poſens über Gdingen 


Bedeutung zukommen wird und nach Fertig⸗ 
ſtellung des Kanals der bisher beträchtliche 
Getreideerport über die Warthe-Dder- 
Straße und den Stettiner Hafen 
eingeſtellt werden kann. Bis zum Jahre 
1932 ſind auf dieſem Wege jährlich rund 
200 000 Tonnen Getreide ausgeführt wor⸗ 
den. Trotz erheblicher Tarifermäßigungen 
der polniſchen Staatsbahnen ſtellt ſich der 
Export auf dem Waſſerwege über Stettin 
auch heute noch beträchtlich billiger als auf 
dem Schienenweg über Gdingen. Die Bau: 
koſten des geplanten Kanals werden auf 
7 Millionen Zloty berechnet. 


Geburtenbeſchränkung in Polen 


Polen nimmt heute nicht mehr jene über⸗ 
ragende Stellung in der europäiſchen Ger 
burtenbewegung ein, die es noch vor einigen 
Jahren aufweiſen konnte. Die Zahl 
der Lebendgeburten iſt von 
34,5 a. T. im Jahre 1924 auf 
26,6 a. T. im Jahre 1936 gefunfen. 
Dieſer Rückgang hat ſich im Jahre 1937 
weiter verfchärft. Das polniſche Volk rückt 
allmählich in die Reihe der Völker, deren 
natürliche Wachstum ſich unter dem Druck, 
ſei es der wirtſchaftlichen Not, ſei es der 
fortſchreitenden Verſtädterung in ſehr fühl⸗ 
barer Weiſe verlangſamt. Bemerkenswert 
iſt dabei vor allem folgender Umſtand: 
Die ſozial beſſer geſtellten 
Kreiſe des polniſchen Volkes 
unterſcheiden ſich in biologi⸗ 
ſcher Hinſicht in keiner Weiſe 
von den entſprechenden Kreiſen 
der weſteuropäiſchen Völker. 
Man hat feſtgeſtellt, daß auf 100 Ehen der 
in gehobenen Berufen ſtehenden Perſonen 
nur 402,7 Kinder entfallen; das find 
weniger Kinder als in den gleichen Kreiſen 
des franzöſiſchen oder des engliſchen Volkes. 
Im wohlhabenden Mittelſtand Polens 
herrſcht alſo gleichſam ein ſtändiges 
Kommen und Gehen, inſofern als ſtändig 
neue Familien in dieſe Schicht aufſteigen, 
aber bereits in einer Generation wieder 
erlöſchen. Und es iſt eine Tatſache, die 
man bei allen Völkern hat feſtſtellen 
können, daß das Beiſpiel dieſer Kreiſe ſich 
langſam, aber ſicher auch in der breiten 
Maſſe, zuerſt der ſtädtiſchen, ſchließlich aber 
auch der ländlichen Bevölkerung auswirkt. 


Polen und Madagaskar 


Im Jahre 1936 trat der polniſche 
Außenminiſter an den damaligen franzöſi— 
ſchen Miniſterpräſidenten Blum mit dem 
Erſuchen heran, franzöſiſches Ko— 


lonialgebiet für die Auswande⸗ 
rung aus Polen zur Verfügung zu 
ſtellen. In Paris war man bereit, dieſem 
Erſuchen in bezug auf Madagaskar näher⸗ 
zutreten. Daraufhin wurde von der polni⸗ 
ſchen Regierung eine aus Polen und 
Juden beſtehende Studienkommiſion 
nach Madagaskar geſchickt, um die 
dortigen Anſiedlungsbedingungen für Euro⸗ 
päer zu prüfen. Die Kommiſſion wurde 
von einigen franzöſiſchen Sachverſtändigen 
unterſtützt. Sie kam zu dem Ergebnis, daß 
ſich die Gebiete Innermadagaskars, die über 
800 Meter hoch liegen, zur Anſiedlung 
europäiſcher Baueurn eignen. Selbſtver⸗ 
ſtändlich ſeien Wegebauten, Flußregulierun⸗ 
gen und entſprechende ſanitäre Vorberei⸗ 
tungen notwendig. Während des Beſuches 
des franzöſiſchen Außenminiſters Delbos 
in Warſchau Anfang Dezember v. J. 
wurde dann die Frage der Auswanderung 
nach Madagaskar in poſitivem Sinne 
weiter behandelt. Es ſcheint, daß es ſich 
bei dem Madagaskarplan zum mindeſten 
um eine gründlich projektierte Angelegenheit 
handelt. Die Frage, wer dorthin aus⸗ 
wandern ſoll, ſcheint aber noch nicht völlig 
geklärt. Der franzöſiſchen Regierung wären 
Polen wahrſcheinlich beträchtlich lieber als 
Juden. Auf polniſcher Seite aber denkt 
man wohl in erſter Linie darin, aus der 
franzöſiſchen Kolonie ein zweites 
Paläſtina für die polniſchen Juden zu 
machen. In Paris iſt man von dieſem 
antiſemitiſchen Hintergedanken des polni⸗ 
ſchen Partners verſtändlicherweiſe nicht be⸗ 
ſonders erfreut. Die Juden wiederum haben 
anſcheinend wenig Neigung nach Mada⸗ 
gaskar zu gehen. Die zioniſtiſchen Kreiſe 
haben ſich für Paläftina und gegen Mada⸗ 
gaskar erklärt. 


Deutſch als Handelsſprache unerwünſcht 


Es hat ſich, wie in anderen öſtlichen 
Staaten, auch in Polen der Brauch ber: 
ausgebildet, daß ſich die großen Export⸗ 
und Importfirmen im Verkehr mit dem 
weſteuropäiſchen Ausland der deutſchen 
Sprache bedienen, und zwar aus reinen 
Zweckmäßigkeitsgründen und nicht etwa, 
weil ſie damit eine beſondere Zuneigung zu 
Deutſchland an den Tag legen wollen. Es 
gibt aber maßgebliche Kreiſe in Polen, 
denen ein ſchlechtes Franzöſiſch oder Eng⸗ 
liſch in Geſchäftsbriefen lieber als ein ver⸗ 
ſtändliches Deutſch zu ſein ſcheint. Hierzu 
gehört auch das Staatliche Ex por k⸗ 
inſtitut, über deſſen Stellungnahme zur 
Sprachenfrage kürzlich folgende Meldung 
in der polniſchen Preſſe veröffentlicht 
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wurde: „Das Staatliche Exportinſtitut 
ſtellt feſt, daß ſich bei den polniſchen Ver⸗ 
tretungen in Frankreich oft franzöſiſche 
Firmen melden, und ihnen Briefe von 
Firmen aus Polen vorlegen, die in deut⸗ 
ſcher Sprache abgefaßt ſind. Der Ge⸗ 
brauch der deutſchen Sprache im Verkehr 
mit franzöſiſchen Firmen erſcheint zum 
mindeſten nicht angebracht. Die deutfche 
Sprache iſt in Frankreich ſo ſchwach ver⸗ 
breitet (2), daß ihr Gebrauch den franzö⸗ 
ſiſchen Firmen die Erledigung der Geſchäfte 
erſchwert und ſie zwingt, ſich bei den ent⸗ 
ſprechenden Konſulaten um eine Ueber⸗ 
ſetzung zu bemühen. Darüber hinaus iſt 
die zu häufige Anwendung der deutſchen 
Sprache geeignet, in Frankreich den Ein⸗ 
druck zu erwecken, daß Handel und Indu⸗ 
ſtrie in Polen von deutſchen Wirtſchafts⸗ 
kreiſen abhängig ſind. Das Inſtitut wendet 
ſich mit allem Nachdruck an die inter⸗ 
eſſierten polniſchen Firmen, die zum franzö⸗ 
ſiſchen Markt Beziehungen unterhalten, 
und weiſt darauf hin, daß nach Maß⸗ 
gabe des Möglichen auf die 
bisherige Anwendung der deut⸗ 
[hen Sprache im Schriftver⸗ 
kehr mit Frankreich verzichtet 
wird.“ Dazu läßt ſich folgendes ſagen: 
Wenn polniſche Firmen mit franzöſiſchen 
Geſchäftsfreunden in deutſcher Sprache 
korreſpondieren, dann doch offenſichtlich 
deshalb, weil ſie 1. keine franzöſiſchen 
Korreſpondenten haben und weil ſie 2. der 
richtigen Auffaſſung find, daß die franzöſt⸗ 
ſchen Geſchäftsfreunde eher Deutſch als 
Polniſch verſtehen. Die Stellungnahme des 
Staatlichen Exportinſtituts geht nicht von 
den katſächlichen Verhältniſſen aus, fondern 
iſt ein Ausfluß der in Polen allgemein 
verbreiteten und von ſtändigen Minder⸗ 
wertigkeitskomplexen genährten Antipathie 
gegen alles Deutfche. 


Auslandseſten 


Nach den neueſten Schätzungen 
des Verbandes der Auslands⸗ 
eſten gibt es insgeſamt etwa 1% Milli⸗ 
onen Eſten. Davon entfällt auf die außer⸗ 
halb der Grenzen Eſtlands lebenden Volks⸗ 
angehörigen rund 4 Million. Echte 
eſtniſche Volksgruppen gibt es nur in zwei 
europäiſchen Ländern, in der Sowjet-⸗ 
union (180 000) und in Lettland 
(8 000). In Finnland, Deutſchland, Eng: 
land, Frankreich, Litauen uſw. werden 
zuſammen etwa 1 500 Eſten gezählt. Von 
den überſeeiſchen Staaten weiſen nur die 
Vereinigten Staaten mit 50 000 
und Kanada mit 10 000 verhältnismäßig 
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nennenswerte eſtniſche Gruppen auf. 
Für Braſilien wird die Zahl der Eſten 
mit 2 800, für das übrige Süd⸗ 
amerika mit 1 300 angegeben. In 
Auſtralien foll es 3 000 Eſten (davon 
900 in Sidney), in Aſien 245 und in 
Afrika 130 Eſten geben. 


Der tſchechiſche Sokol 

Der „Sokolſky Veſtnik“ veröffentlichte 
die Mitgliederzahlen der tſche⸗ 
chiſchen Sokolverbände in der 
Tſchecho⸗Slowakei und im Ausland. Da⸗ 
nach zählten die Verbände Ende 1936 nicht 
weniger als 786 445 Mitglieder. Auf die 
einzelnen Landesteile verteilten ſich die Mit⸗ 
glieder (in Klammern die Zunahme im 
Jahre 1936 in v. H.) wie folgt: Böh⸗ 
men 482 618 (2,94 v. H.), Mähren 
und Schleſien 245621 (3,49 v. H.), 
Slowakei 46 145 (8,43 v. H.), Kar: 
pathenrußland 5387 (11,21 v. H.) 
und Ausland 6704 (5,59 v. H.). 


„Nordicus“ meint: keine Minderheit in 
Lettland 


In den „Jaunakas Sinas“ veröffent⸗ 
lichte ein ſich unter den Namen „Nordicus“ 
farnender deutſchfeindlicher Publiziſt einen 
Artikel, in dem er ſich um den Rachwels 
bemühte, daß es in Lettland kein Minder⸗ 
heitenproblem mehr gebe. Lettland, ſo wird 
in dieſem Artikel behauptet, habe ſeinen 
Bürgern fremden Volkstums freiwillig 
mehr Rechte zur Befriedigung ihrer völki⸗ 
ſchen Beſtrebungen zugebilligt, als es durch 
den Minderheitenſchutzvertrag zu gewähren 
verpflichtet geweſen ſei. Das habe Lettland 
getan, obwohl innerhalb feiner Grenzen 
„eine Minderheitenfrage in der modernen 
Auffaſſung“ überhaupt nicht beſtehe. „Die 
paar Tauſend oder Zehntauſend Bürger 
anderen Volkstums, die in Lettlands 
Städten verteilt ſind, ſind nach der 
modernen Auffaſſung überhaupt nicht als 
Glieder einer Minderheit anzuſehen, d. h. 
es ſind Bürger, die eine andere Mutter⸗ 
ſprache ſprechen. In jeder europäifchen 
Großſtadt können wir noch mehr ſolcher 
Bürger finden. Als Minderheitengruppe in 
wahrer Bedeutung könnte man die ruſſi⸗ 
ſchen Bauern anſehen, die einen recht großen 
Vomhundertſatz der Landbevölkerung aus⸗ 
machen und in mehr oder weniger kom⸗ 
pakter Maſſe auf dem Lande leben und in 
manchen Gegenden ruſſiſche Dörfer bilden. . 
Mit der neuen Lage in Weſteuropa und 
mit der günſtigen Löſung der Lage in 
unſerem eigenen Lande hat das Minder⸗ 


heitenproblem bei uns zu exiſtieren auf: 
ehört.“ Offenſichtlich mangelt es dem 
anne, der ſich „Nordicus“ nennt, an der 
Begabung zu logiſchem Denken. Ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß der lettländiſche Staats⸗ 
präſident Ulmanis (früher Ullmann) 
erſt bor kurzem mit Befriedigung die raſch 
fortſchreitende Verdrängung des lettländi⸗ 
ſchen Deutſchtums vom wirtſchaftlichen 
Lebensraum feſtgeſtellt und eine weitere 
Verſchärfung dieſes volksgruppenfeindlichen 
Wirtſchaftskurſes für das laufende Jahr 
angezeigt hat, die „Minderheiten⸗ 
frage“ in Lettland alſo alles 
andere als zufriedenſtellend 
Reh iſt, muß der Verſuch, dem lett⸗ 
ändifchen Deutſchtum den Charakter einer 
echten Volksgruppe abzuſprechen, mit aller 
Deutlichkeit zurückgewieſen werden. Das 
lettländiſche Deutſchtum ſtellt 
eine ſeit Jahrhunderten mit 
dem Lande verbundene, boden: 
ſtändige Volksgruppe dar, ohne 
deren Vorhandenſein und Wirken es zum 
mindeſtens zweifelhaft ſein würde, ob der 
Mann, der ſich „Nordicus“ nennt, der 
Kunſt des Schreibens mächtig wäre. Das 
lettländiſche Deutſchtum iſt eine Volks⸗ 
gruppe, die nicht nur ein Recht auf die Ein⸗ 
haltung der geltenden Schutzbeſtimmungen 
hat, ſondern die es auch dringend not⸗ 
wendig hat, daß man den lettländiſchen 
Staat von Zeit zu Zeit daran erinnert, daß 
der Anſpruch, als zivilifiertes Gemeinweſen 
gewertet zu werden, zu einem gewiſſen 
Mindeſtmaß an volkspolitiſchen Anſtand 
verpflichtet. 


Staatskapitalismus in Litauen 


Wie in Lettland ſo macht auch in 
Litauen die unmittelbare Beteiligung des 
Staates an den großen Wirtſchaftsunter⸗ 
nehmungen ſtändige Fortſchritte. Wie in 
Lettland wird auch hier die Sphäre 
der Privatwirtſchaft immer 
mehr zu Gunſten eines ausge⸗ 
ſprochenen Staatskapitalis⸗ 
mus eingeſchränkt. Ueber die Be⸗ 
teiligung des Staates an den Aktiengeſell⸗ 
ſchaften Litauens gibt eine Uleberſicht, die 
ſich auf Ende 1936 bezieht, einen Einblick. 
Der Staat war damals mit 73,6 Mill. 
Lit an den Aktiengeſellſchaften Litauens be⸗ 
teiligt. Das ſind nicht weniger als 40 v. H. 
des geſamten Aktienkapitals 
Litauens. Im Beſitze des Staates ſind 
die drei wichtigſten Banken, und zwar die 
„Lietuvos Bankas“ (Bank von Litauen) zu 
80 v. H., die „Zemes Bankas“ (Landbank) 
zu 96 v. H., die „Kooperacijos Bankas“ 


(Zentrale Genoſſenſchaftsbank) zu 83,3 
v. H., zwei der größten Druckereien, 
und zwar die „Rytas“ (Druckereigeſell⸗ 
ſchaft in Memel) zu 51,2 v. H. und die 
„Spindulys“ (Staatsdruckerei) mit 90,73 
v. H. Der Staat iſt weiter beteiligt an der 
Schlachthausgeſellſchaft „Maiſtas“ 
mit 88 v. H., an den „Lietuvos Cukrus“ 
(Zuderfabrifen) mit 45 v. H., an der 
„Zuvis“ (Fiſchereigeſellſchaft) mit 99,2 
v. H., an der „Statyba“ (Baugeſell⸗ 
ſchaft mit 87,5 v. H., weiter am Me⸗ 
meler Holzſyndikat mit 76 v. H., 
an der „Auto“ (Verkehrsgeſellſchaft) mit 
60 v. H., an der Firma Bis dom und 
Sohn in Memel mit 100 v. H. und 
ſchließlich an der „Lietuvos Vies⸗ 
butis“ (Hotel Metropol) mit 100 v. H. 
und am Kauener Tiergarten mit 
20 v. H. Im Beſitz des Staates befinden 
ſich außerdem noch die Pfandbriefe der 
„Zemes Bankas“. Der Staat beaufſichtigt 
weiter ſo wichtige Wirtſchaftsunternehmun⸗ 
gen wie den Milchverwertungsverband 
„Pienocentras“, den landwirtſchaft⸗ 
lichen Genoffenfchaftsverband „Lietukis“ 
uam. Einige Wirtſchaftsunternehmungen 
ſind unmittelbar vom Staat gegründet 
worden, wie die Schiffahrtsgeſellſchaft 
„Balt l cher Lloyd“, die Elektrizitäts⸗ 
geſellſchaft „Elektra“ uſw., bei denen die 
Beteiligung des Staates mehr als die 
Hälfte des Kapitals beträgt. 


Deutſch⸗polniſche Beſuche 


Ende Januar traf General Daluege 
in Begleitung eines deutſchen Polizeioffiziers 
zu einem privaten Beſuch in Warſchau ein. 
General Daluege folgte der Einladunug des 
Kommandanten der polniſchen Staats⸗ 
polizei, General Kordjan⸗Zamorſki. — Von 
Miniſterpräſident Hermann Göring hatte 
die polniſche Preſſe gemeldet, daß er, wie 
ſchon mehrfach, nach Polen fahren werde, 
um im Urwald von Bialowicz zu jagen. 
Demgegenüber iſt feſtzuſtellen, daß ein 
ſolcher Beſuch vorerſt nicht ſtattfinden wird. 
— Anfang Februar fuhr eine Kommiſſion 
des Reichsverkehrsminiſteriums unter Füh⸗ 
rung des Staatsſekretärs Kleinmann 
zu einem mehrtägigen Beſuch nach Polen. 
Es wurden u. a. die neuen Verkehrsanlagen 
in Warſchau, vor allem der Neubau des 


dortigen Hauptbahnhofes, beſichtigt. Bei 
einem Beſuch in einem Salzbergwerk 
ereignete ſich ein für die Gaſtgeber 


peinlicher Unglücksfall; bei einer Fahrt 
auf dem unterirdiſchen See dieſes Berg⸗ 
werkes geriet der Prahm mit den deutſchen 
Gäſten ins Sinken. Die ganze Geſellſchaft 
fiel ins Waſſer. 
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Bücher über den Oſten 


Wir Schleſier! Von Alfred Pudelko. 
Edwin Runge Verlag, Berlin 1937. 238 Seiten 
mit 405 Karten und Zeichnungen. Preis 
5,— RM. — Pudelko hat mit dieſer Schrift, 
die als Band 18 der Reihe „Deutſches Volk“ 
erſchienen iſt, eine gute und volkstümliche Ein⸗ 
führung in die ſchleſiſche Landes: und Volks⸗ 
kunde geliefert. Als Schleſien wird in der 
Schrift nicht die Provinz dieſes Namens, 
ſondern das ſchleſiſche Stammesgebiet, das nach 
allen Seiten weit über die Grenzen der Provinz 
hinausreicht, verſtanden. Dadurch erhält die 
Darſtellung einen weiteren, vom Volkstum ge⸗ 
zogenen Rahmen, der die geſchichtlichen Ereig⸗ 
niſſe, kulturellen Leiſtungen und wirtſchaftlichen 
Tatſachen Schleſiens in einem anderen Lichte 
erſcheinen läßt, als die übliche, fi) an die ſtaat— 
lichen Grenzen haltende Betrachtungsweiſe. Bei 
der Beſchreibung der ſchleſiſchen Landſchaft 
wendet der Verfaſſer beſondere Aufmerkſamkeit 
den geopolitiſchen Kräften zu, deren Wirkſam⸗ 
keit er an der politiſchen und der Kriegs⸗ 
geſchichte verfolgt. Das geſchichtliche Werden 
des ſchleſiſchen Stammesraumes wird von der 
Vorzeit bis in die Gegenwart hinein verfolgt, 
wobei den für die Entſtehung der ſchleſiſchen 
Kulturlandſchaft wichtigen Zeitſpannen, nämlich 
der oftgermanifchen Zeit, der Blütezeit der 
deutſchen Wiederbeſiedlung und dem llebergange 
Schleſtens aus der Habsburgiſchen Herrſchaft in 
den Preußiſchen Staat, beſondere Beachtung ge⸗ 
ſchenkt wird. Vielſeitig und aufſchlußreich ſind 
die Kapitel, die ſich mit der geiſtigen Leiſtung 
des ſchleſiſchen Stammes befaſſen, auf der die 
eigentliche geſamtdeutſche Bedeutung dieſes 
Stammes, der ſelber niemals zu eigener ſtaat⸗ 
licher Entwicklung gelangt iſt, beruht. Man 
begegnet in den Kapiteln, die dieſe Frage be: 
handeln, gar manchem bedeutenden Sproß des 
ſchleſiſchen Stammes, den man ſonſt als 
Sachſen, Poſener, Pommern, Oſtpreußen uſw. 
bezeichnet zu finden pflegt. Knapper, aber nicht 
minder inhaltsreich ſind die Abſchnitte, die die 
ſchleſiſche Stammesart und Mundart, das 
Brauchtum uſw., die Grundlagen und die Ent⸗ 
wicklung der ſchleſiſchen Wirtſchaft behandeln. 
Im ganzen iſt die Arbeit Pudelkos wohl die 
beſte der volkstümlichen Schriften, die eine gute 
Kenntnis des Schleſiers, ſeines Landes und 
ſeiner Geſchichte vermitteln. Dr. K. 


Kampf in Böhmen. Von Haus Krebs. 
Volk und Reich Verlag, Berlin 1938. 228 Sei⸗ 
ten. Preis Leinen 7,50 RM. — Die erſte 
Auflage dieſes Buches erſchien im Jahre 1936. 
Die vorliegende 3. Auflage iſt um einige ſeltene 
Photos bereichert worden; ferner ſind eine 
Ueberſicht über die Gemeindewahlen im ſudeten— 
deutſchen Gebiet und ein Perſonenverzeichnis 
aufgenommen worden. Das Buch behandelt im 
weſentlichen die Geſchichte der Deutſchen 
Natioualſozialiſtiſchen Arbeiterpartei in der 
Tſchecho-Slowakei. Die Darſtellung reicht aber, 
um die geiſtigen Grundlagen dieſer deutſchen 
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Erneuerungsbewegung zu erfaſſen, bis in die 
Mitte des 19. Jahrhunderts zurück. Die beiden 
weſentlichen Erkenntniſſe, die das Buch ver⸗ 
mittelt, ſind die: Seit über 90 Jahren iſt das 
erlangen nach territorialer Selbſtverwaltung 
eine unabdingbare Forderung des Sudeten⸗ 
deutſchtums, deren Erfüllung die weſentlichſte 
Vorausſetzung für eine Befriedung der volks⸗ 
politiſchen Verhältniſſe in Böhmen, Mähren 
und Schleſien ift. Und: vieles von dem national⸗ 
ſozialiſtiſchen Gedankengut, das heute zum Ge: 
meinbeſitz des deutſchen Volkes geworden iſt, hat 
ſeinen geiſtigen Urſprung an den Volksgrenzen 
genommen und iſt im Kampf mit fremdem 
Volkstum zuerſt politiſch erprobt worden. Dr. K. 


Oberſchleſien. Um Annaberg und Teſchen. 
Von Friedrich Lange. Verlag Grenze 
und Ausland, Berlin 1937. 96 Seiten und 
39 Abbildungen auf Tafeln. Preis kartoniert 
2,40 RM. — Es iſt die Abſicht des Ver⸗ 
faſſers, „Großoberſchleſien“, d. h. Weſtober⸗ 
ſchleſien, Oſtoberſchleſien, das Hultſchiner Länd⸗ 
chen und das zwiſchen Polen und Tſchecho⸗ 
Glowakei aufgeteilte Teſchener Schleſien, als 
eine Einheit erſcheinen zu laſſen. In den ein— 
zelnen Kapiteln behandelt der Verfaſſer die 
Landſchaft, die Menſchen, die Geſchichte, die 
Wirtſchaft und die Kulturarbeit dieſes Raumes. 
Der Gedanke iſt richtig und die Abſicht ver: 
dienſtpoll. Doch muß feſtgeſtellt werden, daß 
der Verfaſſer zu ſehr an der Oberfläche haften 
bleibt, um die Frage nach der Einheit dieſes 
Raumes überzeugend beantworten zu können. 
Am wenigſten kann das befriedigen, was er über 
die geſchichtlich begründete volkspolitiſche Eigen⸗ 
art ſagt, die das weſentliche Element einer ge: 
wiſſen Einheitlichkeit in der Struktur der fünf 
Teile des Landes „um Annaberg und Teſchen“ 
bildet. Von Hultſchin iſt nur am Rande die 
Rede. Das reiche Material, das Kurt Witt 
in ſeinem Buche „Die Teſchener Frage“ zu— 
ſammengetragen hat, hätte weit beſſer ausge⸗ 
wertet werden können. Die geſchichtliche, füh: 
rende und tragende Rolle des Deutſchtums, die 
den eigentlich verbindenden Faktor im Charakter 
der fünf Teile bildet, kommt nicht genügend zum 
Ausdruck. Das Vordringen der national⸗ 
polniſchen Bewegung, das ſich im Teſchener 
Schleſien in ähnlichen Formen wie im Ober: 
ſchleſien der Vorkriegszeit vollzogen hat, hätte 
dargeſtellt werden müſſen. Die nationalen und 
ſoziologiſchen Grundlagen der induſtriellen Ent: 
wicklung hätten gleichfalls als ein verbinden- 
des Element herausgeſtellt werden können. Die 
Mitteilungen über die „Kulturarbeit“ ſind recht 
dünn und laſſen gleichfalls die Erwähnung 
gewiſſer gemeinſamer Grundlagen, die in den 
fünf Teilen vorhanden ſind, außer Betracht. 
Die gegenwärtige volkspolitiſche Situation des 
Deutſchtums in Oſtoberſchleſien wird mit allzu 


großer Zukuuftshoffnung behandelt; die ent: 
ſprechende Situation im Teſchener Schleſien 
kommt überhaupt nicht zur Sprache. Das ge— 


ſchichtliche Verhältnis zwiſchen Deutſchtum und 
Polentum wird durch die allzu roſige Brille 
des mißverſtandenen Gewaltverzichtspaktes von 
1934 betrachtet. Im ganzen muß man ſagen, 
daß das Problem, deſſen Behandlung die Bro⸗ 
ſchüre gewidmet iſt, nicht erſchöpft Be 95 

I. K. 


The Memel Statute. Its Origin, Legal 
Nature, and Observation to the Present 
Day. Von Thorſten V. Kalijarvi. 
Verlag Robert Hale, London 1937. 255 Seiten. 
— Die vorliegende Arbeit des amerikaniſchen 
Völkerrechtslehrers iſt bereits vor einiger Zeit 
in einer von Dr. Margarete Gärtner beſorgten 
deutſchen Ueberſetzung erſchienen. Sie wurde ſ. 3. 
an dieſer Stelle bereits ausführlich beſprochen 
(Oſtland“ Nr. 9/1937, Seite 166 ff.). Der 
Verfaſſer arbeitet klar die kulturpolitiſche Be: 
deutung des Memelſtatutes, deſſen Zweck es iſt, 
das deutſche Memelgebiet vor der litauiſchen 
Ueberfremdung zu ſichern, heraus. Er hebt 
die eindeutigen, für Deutſchland ſprechenden 
Willensbekundungen der memelländiſchen Be⸗ 
völkerung hervor. Unter ſorgfältiger Wertung 
aller auf dieſe Frage bezüglichen Dokumente 
ſtellt der Verfaſſer feſt, daß die Anerkennung 
der im Memelſtatut verankerten Autonomie die 
Vorausſetzung für die lebertragun der 
Souveränität über das Memelgebiet an ite 
geweſen iſt und daß die Nichtbeachtung dieſer 
Autonomie die ernſte Frage aufwerfen muß, 
ob Litauen nicht etwa der Souveränität und 
ſeiner Rechte in Memel verluſtig geht. Ein⸗ 
deutig tritt der Verfaſſer auch der Theſe ent⸗ 
gegen, daß die Autonomie das Ergebnis eines 
freiwilligen und einſeitigen Aktes der litauiſchen 
Regierung geweſen iſt. Er ſtellt vielmehr feſt, 
daß die Autonomie Memel „zu einer politiſchen 
und geſetzmäßigen Einheit macht, die ihre Rechte 
und Machtbefugniſſe nicht von Litauen, ſondern 
aus Abkommen und Statut erhält“, und daß 
die Souveränität Litauens über Memel nur 
unter internationalen Bedingungen ausgeübt 
werden kann. Der Verfaſſer läßt, indem er 
eine Verſtärkung des Genfer Einfluſſes auf die 
Garantie der memelländiſchen Autonomie befür⸗ 
wortet, freilich außer Betracht, daß ſich die 
politiſche Struktur Europas und die Methoden 
der Sicherſtellung völkiſcher Rechte ſeit der 
Zeit, in der das Memelſtatut geſchaffen wurde, 
weitgehend geändert haben. Die Tatſache aber, 
daß in der tiefgründigen Arbeit eines amerika⸗ 
niſchen Gelehrten den litauiſchen Verdrehungs⸗ 
künſten, die ſich am Memelſtatut erproben, ent⸗ 
gegengetreten wird, verdient allgemeine Be⸗ 
achtung. Dr. K. 

Oſtpreußiſche Frauen erleben den Krieg. 
Zuſammengeſtellt von Maria Lahrs und 
Helene B. Schultze. Verlag Gräfe und 
Unzer, Königsberg / pr. 1937. 64 Seiten. 
Preis 2,— RM. — In fieben kleinen Ge: 
ſchichten erzählen hier oſtpreußiſche Frauen 
Erlebniſſe aus der Zeit der Ruſſeneinfälle. Die 
Erzählerinnen ſind Katarina Botſky, Hilde 

ock, Dora Eleonore Behrend, Clara 
Hannſen, Ada von Königsegg, 


Erminia von Olfers und Gertrud Pape n- 
dick. Die Leiden der Ruſſenzeit, in der große 
Teile der Provinz Oſtpreußen von der Be⸗ 
völkerung geräumt werden mußten, und das 
ſtille, aufopfernde Heldentum, das die Frauen 
des Grenzlandes in dieſer Notzeit bewieſen, 
wird in den Erzählungen wieder lebendig. Dr. K. 


Im Wandel des Jahres. Gedichte von 
Hans Niekrawietz. Verlag „Der Ober⸗ 
ſchleſier““ Oppeln 1937. 31 Seiten. Preis 
1,.— RM. — Hans Niekrawitz hat ſich durch 
die im gleichen Verlage erſchienenen Gedicht⸗ 
bände „Strophen von heut“, „Oderlieder“, 
„Bauern- und Bergmannsgeſänge“ und beſon⸗ 
ders „Kantate OS“ in der Reihe der jüngeren 
ſchleſiſchen Dichter bereits einen Namen ge⸗ 
macht. Ihm wurde der Schleſiſche Literatur: 
preis für 1937 verliehen. Selten ſind, wie 
Gauleiter Wagner bei der Verleihung des 
Preiſes ausführte, Land und Leute Oberſchleſiens 
in einer ſo knappen Form ſo liebevoll und über⸗ 
zeugend geſchildert worden wie in den Gedichten 
dieſes oberſchleſiſchen Dichters. Das gilt auch 
für ſeinen neuen Gedichtband, der erneut Zeug⸗ 
nis für das reife dichteriſche Schaffen dieſes 
oberſchleſiſchen Kleinbauernſohnes ablegt. Dr. K. 


Oderlieder. Von Hans Niekrawietz. 
Verlag „Der Oberſchleſier“, Oppeln 1938. 
47 Seiten. Preis 1,— RM. — Daß dieſer 


Gedichtband ſchon nach kurzer Zeit in zweiter, 
durch eine Reihe neuer Gedichte erweiterter 
Auflage erſcheint, beweiſt die Durchſchlagskraft 
der Verſe dieſes oberſchleſiſchen Dichters. Die 
Verſe ſind der Oder gewidmet, dieſem oſt⸗ 
deutſchen Strom, den bis dahin kaum einer der 
deutſchen Dichter entdeckt hat. Dr. K 


Erlebte Lieder. Von Karl Freiherr 
von Manteuffel gen. Zoege⸗Katzdangen. 
2. vermehrte Auflage. F. Lehmanns Ber- 
lag, München Berlin 1938. 538 Seiten. Preis 
Leinen 6,— RM. — Mit Verſen, die tiefe und 
leichte, ernſte und heitere Gedanken ausſprechen, 
hat Manteuffel⸗Katzdangen einen ſtattlichen 
Band gefüllt. Die Verſe ſind der Frage nach 
dem Verhältnis des Menſchen zu Gott, zur 
Natur und zum Leben gewidmet. Sie haben 
das Volk, die Kunſt, die Heimat und die Br 
und die Liebe zum Thema. r. K. 


Ein ſtarkes Leben. Konrad ER der 
deutſche Freiheitskämpfer, Dichter und General 
in Nordamerika. Roman von Ludwig 
Finkh. Deutſcher Volksverlag, München 
1936. 384 Seiten. Preis 6,50 RM. — Konrad 
Krez iſt einer der vielen Deutſchen, die in der 
Zeit zwiſchen dem Befreiungskrieg und der 48er 
Revolution ihr Leben für den Gedanken des 
Deutſchen Reiches gegen die Gewalt der 
Territorialfürſten in die Schanze ſchlugen und 
vor den Verfolgungen der Machthaber den Weg 
in die neue Welt antreten mußten, wo ſie zu 
Ruhm und Anſehen gelangten und a 
Einfluß auf den Aufſtieg der Vereinigten 
Staaten nahmen. Schon als Knabe wächſt 
Konrad Krez politiſch über den engen Geſichts⸗ 
kreis ſeiner pfälziſchen Vaterſtadt Landau hin⸗ 
aus. Schon als Schüler atmet er die Luft des 
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kämpferiſchen großdeutſchen Denkens. Als 
Student zieht er mit einem Freikorps in den 
Freiheitskampf der Schleswig⸗Holſteiner gegen 
die Dänen, wird er ſpäter eine der jugendlich 
treibenden Kräfte der 48er Revolution, gehört 
er zu den Gefolgsmannen Blums und Heckers 
und verbindet ihn Frendſchaft mit dem groß⸗ 
deutſch fühlenden Schweizer Conrad Ferdinand 
Meyer. Wegen Teilnahme an der Revolution 
verurteilt, geht er über das große Waſſer, 
gerät dort in den Strudel der politiſchen 
Kämpfe und wird während der Sezeſſionskrieges 
einer der vielen deutſchen Führer der Nord⸗ 
ſtaaten gegen die Südſtaaten. Er ſtirbt als 
einer der höchſten Beamten der Vereinigten 
Staaten, bis zu ſeinem Tode in Liebe und Treue 
an ſeinem deutſchen Vaterland feſthaltend. Er 
war einer der erſten, die den Verſuch unter⸗ 
nahmen, das völkiſche Selbſtbewußtſein der 
Amerika⸗Deutſchen zu ſtärken, deren Stolz auf 
die im Dienſte der neuen Heimat vollbrachten 
Leiſtungen zu wecken und dieſen Deutſchen den 
ihnen gebührenden Platz im politiſchen Leben 
der Staaten zu erringen. Die Lebensgeſchichte 
des Konrad Krez weitet ſich in der meiſterhaften 
Darſtellung Ludwig Finkhs zu einer Geſchichte 
des Kampfes um ein größeres Deutſchland und 
zu einer Geſchichte der deutſchen Leiſtungen in 
den Vereinigten Staaten. Sein Denken und 
Dichten gehörte nur Deutſchland, wenn ſpäter 
ſein Handeln auch der neuen Heimat gehörte. 
Im alten Vaterland war Konrad Krez ver⸗ 
geſſen, war einer der unbekannten Ausland⸗ 
deutſchen geworden; auf dem Schlachtfeld von 
Vicksburg aber hat ihm ſeine neue Heimat ein 
Denkmal errichtet. Ludwig Finkh hat ihn durch 
ſein Buch ſeinem alten Vaterlande wieder⸗ 
gegeben, ihn, den Kämpfer um die deutſche Frei⸗ 
heit, den nordamerikaniſchen General und den 
Dichter, von dem die unvergeßlichen Verſe 
ftanımen, die von der Tragik und der Treue 
der Auslanddeutſchen ſprechen: „Kein Baum 
gehörte mir von deinen Wäldern, mein war 
kein Halm auf deinen Roggenfeldern, und 
ſchutzlos haſt du mich hinausgetrieben, weil ich 
in meiner Jugend nicht verſtand, dich weniger 
und mehr mich ſelbſt zu lieben, — und dennoch 
lieb ich dich, mein Vaterland.“ Dr. K. 


Die Jakobsleiter. Von Ludwig Finkh. 


Deutſcher Volksberlag, München 1920. 
247 Seiten. — Wie in anderen ſeiner 
vielgeleſenen Bücher fo hat Ludwig Finkh 
auch in dieſer Erzählung den Werdegang 


einiger junger ſchwäbiſcher Menſchen geſchildert, 
die ſich a manche Irrungen zu einer fie er⸗ 
füllenden Lebensaufgabe durchringen. Viele 
volkserzieheriſche und erneuernde Gedanken find 
in dieſe freundliche Erzählung hineingewoben. 
Immer wieder verweiſt der Dichter in den Ge⸗ 
ſprächen feiner Perſonen auf die Urfprünge des 
völkiſchen Lebens, auf die Kraft, die einem 


Verlag Dr. Friedri 
Kre 0 el, 80 


Volke aus ſeiner Vergangenheit erwächſt, auf 
die Schäden, die der deutſche Menſch an ſeiner 
Seele erleidet, wenn ihn ein individualiſtiſches 
Denken und Wirtſchaften aus der gewachſenen 
Verbundenheit mit ſeinem Boden und ſeiner 
Gemeinſchaft herausreißt. Dieſe immer das 
Schickſal des deutſchen Volkes im Auge behal⸗ 
tende Erzählerkunſt hat den Büchern Finkhs 
ihre große, die deutſche Erneuerungsbewegung 
fördernde Wirkung gegeben. Dr. & 


Deutſches Archiv für Landes⸗ und Volks⸗ 
forſchung. Herausgegeben von Prof. Dr. A. 
Brackmann, Prof. Dr. H. Haſſinger, 
Prof. Dr. Fr. Metz, Schriftleitung: Dr. E. 
Meynen. Verlag S. Hirzel, Leipzig. Preis 
des Jahrgangs (4 Hefte) 20, — RM. — Der 
erſte Jahrgang des „Deutſchen Se liegt 
nunmehr vor und läßt die Pläne erkennen, die 
ſeine Herausgeber durch dieſe Gründung ge⸗ 
ſtalten wollen. Das „Deutſche Archiv“ ſoll 
dazu dienen, die Forſchungsarbeit über das 
deutſche Volkstum darzuſtellen. Darüber hin⸗ 
aus wird den Beziehungen des deutſchen Volke: 
tums zum fremden Volkstum Beachtung ge⸗ 
ſchenkt. Der vorliegende erſte Jahrgang 1937 
ſpiegelt auf 1060 Seien die verſchiedenartigſte 
Geſtaltung des deutſchen Volkstums wider. 
Kartenbeilagen unterſtreichen die Darſtellung 
auf das beſte. Die Namen der Herausgeber und 
die zahlreichen Mitarbeiter bürgen für den 
wiſſenſchaftlichen und volkspolitiſchen Wert 
dieſer neuen Zeitſchrift. Benninghaus. 


Oſtraum- Berichte. Herausgegeben vom Oſt⸗ 


europa=:Inftitut Breslau. Schrift⸗ 
leitung Oskar Eugen Günther. Verlag 
Priebatſchs Buchhandlung, Breslau. — Die 


„Jahrbücher für Kultur und Geſchichte der 
Slawen“ und der „Zeitſchrift für oſteuropäiſches 
Recht“ werden durch die „Oſtraum-Berichte“ 
nach der Wirtſchaftsſeite hin ergänzt. Die ſeit 
1935 in loſer Folge erſcheinenden „Berichte“ 
bringen im weſentlichen aus der Feder des Mit⸗ 
arbeiterkreiſes des Oſteuropa⸗Juſtitutes in Bres⸗ 
lau eingehende Darſtellungen wirtſchaftlicher, 
wirtſchaftsgeographiſcher, ſiedlungs⸗ und geo⸗ 
politiſcher Probleme der Oſtſtaaten. Polen und 
Sowjetrußland ſtehen im Mittelpunkt der Be: 
trachtung. Darüber hinaus wird auch den 
erwähnten Fragen der Donauländer Beachtung 
geſchenkt. 
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